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Zusammenfassung 
 
Ausgangspunkt dieser Studie war die Feststellung, dass sich die Gover-
nance der Arbeit an den Hochschulen durch verschiedene Neuregulierungen 
in den vergangenen Jahren zum Teil erheblich verändert hat. Diese hatten 
überwiegend das Ziel, die Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft zu ver-
bessern, nachdem in den frühen 2000er-Jahren – angestoßen durch eine 
Evaluation des WissZeitVG und weitere Studien – eine Debatte über Fehl-
entwicklungen in Bezug auf die Arbeitsbedingungen an den Hochschulen in 
Deutschland (hohe Befristungsquote, hohe Anzahl kurzzeitiger Arbeitsver-
träge) eingesetzt hatte.  

Die Ergebnisse der Studien von Gassmann (2020) und von Böhme (2022) 
bildeten die Grundlage für die Fragestellungen der vorliegenden Untersu-
chung. So sollten zum einen erstmals die Sichtweise der Drittmittelgeber:in-
nen auf den Wandel der Governance der Arbeit in der Wissenschaft erhoben 
und mögliche Inkongruenzen von Förderbedingungen und arbeitsrechtlicher 
Regulierung der Hochschulen reflektiert werden. Zum anderen zielte diese 
Studie darauf ab, die von Böhme (2022) auf Basis qualitativer Interviews an 
30 Universitäten gewonnenen Thesen quantitativ durch eine Onlineumfrage 
der Personalstellen staatlicher Hochschulen zu überprüfen. 

In Bezug auf die Mittelgeberinterviews fallen die Befunde insgesamt eher 
ernüchternd aus. Vielen Förderer:innen fehlte ein differenzierter Einblick in 
die Governance der Arbeit an den Hochschulen und wenngleich einige der 
geschilderten Herausforderungen bei der Mittelvergabe durchaus bekannt 
waren, hatten nur wenige Befragte konkrete Bezugspunkte zu den auf Hoch-
schulseite geschilderten nicht intendierten Wirkungen der Reformen. Lan-
desministerien beschrieben zwar punktuelle Schwierigkeiten bei der Drittmit-
telvergabe an Hochschulen, wollten aber in der Regel keine konkreteren An-
gaben machen. Zudem waren vor allem diejenigen Drittmittelgeber:innen für 
Experteninterviews bereit, deren Förderbedingungen bereits vergleichs-
weise gut an aktuelle Herausforderungen angepasst sind. Darüber hinaus 
sahen viele Befragte wenige bis gar keine weiteren Handlungsspielräume.  

Auffällig war ferner, dass sich die meisten befragten Mittelgeber:innen 
(vor allem Stiftungen) eher als unpolitisch beschrieben und in Bezug auf die 
Formulierung politischer Handlungsempfehlungen stark zurückhielten. In 
Hinblick auf das zukünftige Verhältnis von Qualifizierungsbereich und Dritt-
mittelforschung haben die befragten Mittelgeber:innen gegensätzliche Vor-
stellungen. Auch die Entfristung von Stellen wissenschaftlicher Mitarbei-
ter:innen und deren fortlaufende Refinanzierung durch Drittmittel wurde am-
bivalent bewertet. 

Die Befunde der Onlineumfrage der Personalstellen bestätigen hingegen 
sehr deutlich die qualitativ gewonnenen Thesen der Studie von Böhme 
(2022). Es wird erstens deutlich, dass eine Fokussierung der Debatte um 
Gute Arbeit in der Wissenschaft auf das WissZeitVG deutlich zu kurz greift, 
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da die Neuregulierungen auf zahlreichen Ebenen zu finden sind. Insbeson-
dere die Aktivitäten der Bundesländer in ihrer Wissenschaftspolitik sind im 
Diskurs unterrepräsentiert. 

Zweitens setzen die verschiedenen Hochschulen die bestehende Rechts-
lage sehr unterschiedlich um. Mit dem WissZeitVG und dem TzBfG bestehen 
derzeit vielfach keine rechtssicheren Grundlagen für die Befristung von wis-
senschaftlichem und akzessorischem Personal. Alle von Böhme (2022) iden-
tifizierten gegensätzlichen Rechtsauffassungen und darauf basierende 
Rechtsanwendungen konnten in der Praxis von Personalstellen wiederge-
funden werden. 

Drittens werden die Einschätzungen zu den intendierten Wirkungen über-
wiegend bestätigt. Positive Effekte gebe es vor allem in Bezug auf die Be-
fristungsdauer und die damit verbundene Qualifizierungszeit und Planbarkeit 
wissenschaftlicher Karrieren. Bei etwa der Hälfte der Befragten werden auch 
leichte Verbesserungen hinsichtlich der Ausdifferenzierung der Personalka-
tegorien, der Erhöhung des Erwerbsumfangs und der Reduktion der Befris-
tungsquoten gesehen. Lediglich beim akzessorischen Personal zeigt sich 
eine dualisierte Entwicklung zwischen etwa gleich großen Anteilen von 
Hochschulen mit Verbesserungen und Verschlechterungen. Insgesamt wird 
deutlich, dass die intendierten Wirkungen bei Personalstellen von Universi-
täten stärker eingeschätzt werden als bei Fachhochschulen. 

Viertens bestätigen sich auch die Annahmen zu nicht intendierten Wirkun-
gen, von denen Universitäten wiederum stärker betroffen scheinen als Fach-
hochschulen. Es kristallisieren sich fünf Punkte heraus, die besonders oft als 
negative „Nebenwirkung“ wahrgenommen werden: Dazu gehören der deut-
lich gestiegene Verwaltungsaufwand bei Einstellungen, eine Überforderung 
der Hochschulen beim Risikomanagement, das häufigere Auftreten von Ar-
beitslosigkeit für wissenschaftliche Mitarbeiter:innen und eine Reduktion von 
Flexibilität in der Forschung. Viele der von Böhme (2022) genannten Aspekte 
betreffen letztlich aber nur wenige Hochschulen. Ein Zusammenhang von 
Rechtsinterpretation und der Stärke von intendierten und nicht intendierten 
Effekten ist den Ergebnissen zufolge logisch, lässt sich aber aufgrund der 
geringen Fallzahlen für die einzelnen Items statistisch nicht nachweisen. 

Schließlich bestätigt sich auch in der Onlineumfrage die von Böhme 
(2022) aufgezeigte Uneinigkeit der Akteur:innen in Bezug auf weiteren poli-
tischen Reformbedarf. So gibt es zwar in einigen wenigen Punkten Konsens 
unter den Personalstellen und den von Böhme (2022) befragten Wissen-
schaftler:innen und Arbeitnehmervertretungen. Bei vielen Aspekten unter-
scheiden sich jedoch die Ansichten sehr deutlich, sowohl unter den Perso-
nalstellen, zwischen Universitäten und Fachhochschulen als auch zwischen 
Personalstellen, Wissenschaftler:innen und Arbeitnehmervertretungen. 

Vor dem Hintergrund der Ergebnisse wurden einige Reformoptionen ab-
geleitet. Dazu zählt die Konkretisierung des Qualifizierungsbegriffs insbe-
sondere in der Post-Doc-Phase in Verbindung mit einer stärkeren Ausdif-
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ferenzierung von Personalkategorien in den Landeshochschulgesetzen und 
der Erstellung von Dauerstellenkonzepten auf der Hochschulebene, die flä-
chendeckende Möglichkeit, unter bestimmten Bedingungen rechtssichere 
Überbrückungs- und kurzzeitige Verlängerungsverträge abzuschließen und 
die Klärung des Verhältnisses der Qualifizierungsbefristung nach § 2 Abs. 1 
und der Drittmittelbefristung nach § 2 Abs. 2 WissZeitVG. Hierzu gehört die 
rechtliche Absicherung der Qualifizierungsbefristung für Drittmittelprojekte, 
die Klärung der Finanzierung der Verlängerungsoption und die Schaffung 
von Rahmenbedingungen für eine längerfristige Tätigkeit in der Drittmittel-
forschung z. B. durch die Möglichkeit der Refinanzierung von entfristeten 
Stellen durch Drittmittel und deren Absicherung durch entsprechende Finan-
zierungsinstrumente.  

Dabei kann allerdings abschließend darauf verwiesen werden, dass eine 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen in vielen Fällen auch mit einer Ver-
besserung der finanziellen Grundausstattung der Hochschulen einhergehen 
muss. 
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1. Einleitung 
 
Für das wissenschaftliche Personal bestehen mit dem Wissenschaftszeitver-
tragsgesetz (WissZeitVG) seit 2007 Sonderbefristungsregeln. Diese wurden 
2016 mit dem Ziel novelliert, kurzfristige Befristungen zugunsten länger an-
dauernder befristeter Verträge zu ersetzen, ohne die in der Wissenschaft er-
forderliche Flexibilität und Dynamik einzuschränken. Viele Bundesländer und 
Hochschulen haben zudem unverbindliche Rahmenkodizes zur Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen verabschiedet, die unterschiedliche Umset-
zungsstrategien erwarten lassen. Parallel dazu beeinflussen arbeitsgericht-
liche Entscheidungen die Einstellungspraxis an den Universitäten.  

Erste Studien zur Wirkung der WissZeitVG-Novelle deuten darauf hin, 
dass sich Vertragslaufzeiten – wie intendiert – erhöht haben (Gass-
mann/Emrich 2018; Gassmann 2020). Es gibt allerdings auch Hinweise auf 
nicht intendierte, negative Wirkungen für die Beschäftigten, die Forschungs-
praxis und die Qualität der Forschung, die sich nur bedingt statistisch erfas-
sen lassen (Klovert 2017; Burchard 2017; Bahrdt 2019). 

Im Rahmen eines Forschungsprojekts im Auftrag der Arbeitnehmerkam-
mer Bremen untersuchte 2021 das Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw) die 
Anwendung der geänderten Rechtslage für die Beschäftigung wissenschaft-
licher Mitarbeiter:innen an Universitäten mithilfe von qualitativen Interviews 
mit Personalstellen, Forschungsleiter:innen und Arbeitnehmervertretungen 
an 30 Universitäten aus 16 Bundesländern (Böhme 2022). 

In dem hier vorgelegten Working-Paper soll an diese Ergebnisse ange-
knüpft werden. Denn um ein Gesamtbild des komplexen Problemfeldes zu 
erstellen, müssen auch die Anforderungen der verschiedenen Mittelgeber:in-
nen betrachtet werden. Vor diesem Hintergrund wird in dieser Studie der 
Frage nachgegangen, inwiefern sich Inkongruenzen und Spannungsfelder 
zwischen der veränderten Arbeitsrechtslage und den befristeten Finanzie-
rungssträngen von Drittmittelforschung ergeben. Dazu wurden verschiedene 
bundesweite und lokale Auftraggeber:innen und Finanziers nach ihren För-
derkonditionen und ihren Erfahrungen mit den Hochschulen im Rahmen von 
Experteninterviews, schriftlichen Anfragen und einer Onlineumfrage befragt. 
Um die erzielten Ergebnisse dieser Untersuchung und die bereits vorliegen-
den Befunde von Böhme (2022) quantifizieren zu können, wurde zudem eine 
Onlineumfrage bei den Personalstellen staatlicher Hochschulen in Deutsch-
land durchgeführt. 

Der hier vorgelegte Bericht gliedert sich in vier Bereiche: So wird in Kapi-
tel 2 zunächst der Forschungsstand dargestellt, die Fragestellung abgeleitet 
und das Forschungsdesign dargelegt. Die folgenden beiden Kapitel stellen 
die empirischen Ergebnisse dieser Untersuchung dar; zunächst in Kapitel 3 
die Befunde der Befragung der Drittmittelgeber:innen und in Kapitel 4 die Er-
gebnisse der Onlinebefragung unter den Personalstellen aller staatlichen 
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Hochschulen in Deutschland. Das fünfte Kapitel dient dazu die wesentlichen 
Ergebnisse zusammenzufassen, zu diskutieren und zu bilanzieren. 
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2. Forschungsstand und 
Fragestellungen 
 
Die Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft sind geprägt durch hohe Anteile 
befristeter Verträge, kurze Vertragslaufzeiten und Teilzeitarbeit. Die Novel-
lierungen der arbeitsrechtlichen Grundlagen in der Wissenschaft erfolgten 
vor dem Hintergrund dieser Arbeitsbedingungen und versuchten hier Ver-
besserungen der Beschäftigungsbedingungen zu erzielen, ohne den Wis-
senschaftsbereich in seiner für die Durchführung befristeter bzw. projektför-
miger Forschungsaufgaben notwendigen Flexibilität einzuschränken oder 
die Nachwuchsförderung auf einer begrenzten Anzahl bestehender Stellen 
zu gefährden. Über die Wirkungen und die Interdependenzen dieser Refor-
men ist allerdings bisher vergleichsweise wenig bekannt. Die Ergebnisse der 
vorliegenden Studien werden hier entlang der verschiedenen Problemkom-
plexe systematisch dargestellt. 
 
 
2.1 Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft 
 
Infolge der Besonderheiten in den rechtlichen Rahmenbedingungen der Be-
schäftigung im Wissenschaftsbereich sind die Beschäftigungsbedingungen 
an Hochschulen seit vielen Jahren Gegenstand besonderer Berichtssys-
teme. Am umfassendsten informiert dazu der Bundesbericht Wissenschaftli-
cher Nachwuchs (z. B. Konsortium Bundesbericht Wissenschaftlicher Nach-
wuchs 2017 und 2021), welcher einmal pro Legislaturperiode statistische 
Daten und aktuelle Forschungsbefunde zu Karrierewegen, Beschäftigungs-
bedingungen und Perspektiven des wissenschaftlichen Nachwuchses liefert. 

In Ergänzung dazu befassten sich auch regelmäßig wissenschaftliche 
Studien mit den Beschäftigungsbedingungen und der Personalpolitik an 
Hochschulen in Deutschland (z. B. Leichner et al. 2016; Jongmanns/Junger-
mann 2014; Selent et al. 2011). Als zentrale Vergleichskategorien dienen 
dabei vielfach die Aspekte Befristung, Vertragslaufzeit sowie Einkommen 
und Beschäftigungsumfang. Dabei sind folgende zentrale Befunde festzu-
halten (Böhme 2022): 
• Aus der Hochschulpersonalstatistik geht hervor, dass 80 Prozent des 

hauptberuflichen wissenschaftlichen und künstlerischen Personals an 
Hochschulen (ohne Professor:innen) 2018 befristet beschäftigt waren. 

• Im öffentlichen Diskurs wird oftmals kritisiert, dass wissenschaftliche Mit-
arbeiter:innen an Hochschulen und außeruniversitären Forschungsein-
richtungen, die befristet beschäftigt sind, von sehr kurzen Laufzeiten ein-
zelner (oftmals aufeinanderfolgender) Arbeitsverträge betroffen seien. Ak-
tuellere Daten aus dem Mikrozensus des Jahres 2019 (Statistisches Bun-
desamt 2020) zeigen, dass sich der Anteil der befristeten Beschäftigten 
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mit einer Vertragslaufzeit von unter einem Jahr oder weniger im Vergleich 
zu 2011 nur minimal verändert hat und auf 55 Prozent angestiegen ist. 

• Im Jahr 2019 liegt der Median der monatlichen Nettoeinnahmen für Pro-
movierende bei 1.700 Euro (Konsortium Bundesbericht Wissenschaftli-
cher Nachwuchs 2021: S. 117). 

• Betrachtet man den Beschäftigungsumfang der als wissenschaftliche Mit-
arbeiter:innen an Hochschulen und außeruniversitären Forschungsein-
richtungen befristet beschäftigten unter 35-Jährigen ohne Promotion bzw. 
unter 45-Jährigen mit Promotion in der amtlichen Statistik so findet sich 
eine hohe Varianz: Während in den Ingenieurwissenschaften (78 Pro-
zent) sowie in der Fächergruppe Mathematik und Naturwissenschaften 
(70 Prozent) hohe Vollzeitquoten zu finden sind, sind diese in den Rechts- 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften hingegen vergleichsweise niedrig 
(42 Prozent). Der Durchschnitt über alle Fachrichtungen liegt bei 69 Pro-
zent (Konsortium Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs 2021: 
S. 122). Zu beachten ist bei diesen Angaben aber, dass Vollzeit hier le-
diglich als mindestens zwei Drittel der regelmäßigen Arbeitszeit eines 
Vollzeitbeschäftigten operationalisiert wird (Konsortium Bundesbericht 
Wissenschaftlicher Nachwuchs 2017: S. 135). 

 
 
2.2 Überblick zu Arbeitsrechtsreformen 
 
Im Zusammenhang mit einer Evaluation des WissZeitVG (Jongmanns 2011), 
aber auch als Folge zahlreicher weiterer Studien und Stellungnahmen ent-
stand ab Mitte der 2010er-Jahre eine zunehmend kritische Sichtweise auf 
die Beschäftigungsbedingungen des wissenschaftlichen Nachwuchses. In 
der Folge wurden gesetzliche Rahmenbedingungen auf verschiedenen Ebe-
nen verändert, wenngleich im öffentlichen Diskurs oftmals die Novellierung 
des WissZeitVG aus dem Jahr 2016 im Fokus der Betrachtungen steht.  

In der Studie von Böhme (2022) wird jedoch auf die Komplexität des Wan-
dels der Governance der Arbeit in der Wissenschaft verwiesen. Letztlich las-
sen sich mit der Bundes-, Landes- und Hochschulebene sowie der Recht-
sprechung vier Dimensionen des Wandels der Governance unterscheiden, 
die jeweils mit verschiedenen Instrumenten unterschiedliche Aspekte der 
Regelung und Implementation beeinflussen (siehe Tabelle 1). Aufgrund der 
Gleichzeitigkeit der verschiedenen politischen Neuregulierungen auf den 
verschiedenen Ebenen ist es daher kaum möglich, einen losgelösten Effekt 
einzelner Maßnahmen statistisch nachzuweisen. 
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2.2.1 Bund 
 
Auf der Bundesebene skizziert Böhme (2022: S. 10 f.) vor allem drei Regu-
lierungsbereiche, die für die Entwicklung der Arbeitsbedingungen von Be-
deutung sind. Dazu zählt erstens die Novellierung des WissZeitVG aus dem 
Jahr 2016. Im Mittelpunkt dieser Reform standen vor allem zwei Aspekte 
(BMBF 2016; DFG 2016; Joussen 2018; Müller-Glöge 2021): In § 2 Abs. 1 
WissZeitVG (neu), der weiterhin Befristungsmöglichkeiten für im Grundsatz 
jeweils sechsjährige Zeiträume vor und nach der Promotion vorsieht, wird als 
neue Voraussetzung für den Abschluss eines befristeten Arbeitsvertrages 
aufgenommen, dass die Beschäftigung zur „eigenen wissenschaftlichen 
Qualifizierung“ und mit einer der angestrebten Qualifizierung angemessenen 
Befristungsdauer erfolgen muss. 

Arbeitgeber:innen müssen seitdem beim Abschluss eines nach § 2 Abs. 1 
WissZeitVG (neu) befristeten Arbeitsvertrages sicherstellen, dass die Befris-
tung der wissenschaftlichen Qualifizierung der Beschäftigten dient und die 
Dauer des Vertrags im Hinblick auf dieses Ziel angemessen ist. Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen können alternativ auch befristete bzw. Zeitver-
träge nach dem TzBfG abschließen. Von der Rechtsprechung wird dafür der 
Befristungsgrund „Drittmittelfinanzierung“ anerkannt (vgl. BAG 5.6.2002). Al-
lerdings ist der Begründungsaufwand der Hochschulen bei Befristungen 
nach dem TzBfG wesentlich höher und insbesondere mehrere Befristungen 
hintereinander mit ähnlichen Aufgabenbeschreibungen sind arbeitsrechtlich 
schwierig. 

Vor diesem Hintergrund ist auch im WissZeitVG im Abs. 2 der aus § 57b 
Abs. 2 Nr. 4 HRG aF bekannte Befristungsgrund Drittmittelfinanzierung in 
abweichender Formulierung wiederaufgelebt. Damit soll mehr Rechtssicher-
heit und Transparenz beim Abschluss von Zeitverträgen für drittmittelfinan-
zierte Projekte geschaffen werden, um die Bereitschaft zur Drittmittelfor-
schung zu fördern (Deutscher Bundestag 2006: BT-Drs. 16/3438 S. 1, 
S. 10). Dazu wird den Hochschulen und Forschungseinrichtungen bei einer 
Befristung nach § 2 Abs. 2 WissZeitVG die Prognose zum Wegfall des Be-
schäftigungsbedarfs trotz Fortführung drittmittelfinanzierter Forschungsvor-
haben erleichtert, indem die vom Arbeitgeber bzw. der Arbeitgeberin zu prog-
nostizierenden Umstände durch das Gesetz festgelegt werden. 

Die zweite von Böhme (2022: S. 19) benannte relevante Reformdimen-
sion im Bereich der Bundesregulierung stellt der „Zukunftsvertrag Studium 
und Lehre stärken“ als Nachfolger des Hochschulpakts 2020 dar (BMBF 
2019). Mit einer dauerhaften Förderung der Hochschulen ab dem Jahr 2021 
soll insbesondere unbefristetes, mit Studium und Lehre befasstes Hoch-
schulpersonal ausgebaut werden. Jedes Bundesland ist vor diesem Hinter-
grund angehalten, in einer landesspezifischen Verpflichtungserklärung dar-
zustellen, welche strategischen Ansätze und Schwerpunkte es bei der Ver-
wendung der Mittel aus dem Zukunftsvertrag verfolgt. Die Erklärungen sind 
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sieben Jahre gültig und das Erreichen der Ziele soll sich mithilfe landesbe-
zogen definierter Indikatoren überprüfen lassen. Die Befragungsergebnisse 
von Böhme (2022: S. 19) deuteten hier allerdings auf erhebliche Diskrepan-
zen in der Umsetzung in den Bundesländern hin. 

Als drittes Element der veränderten Bundesregulierung nennt Böhme 
(2022: S. 20) die Exzellenzinitiative. Diese habe in einigen Fällen punktuell 
zu konkreten Kodizes für Gute Arbeit an den Hochschulen geführt, nach dem 
Wegfall der Mittel sei jedoch infolge der finanziellen Probleme das Ziel der 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen auch wieder in den Hintergrund ge-
raten. Insgesamt ziele die Exzellenzinitiative aber eher auf Reputation und 
Forschung an den Universitäten und weniger auf den Aspekt der Guten Ar-
beit. 

 
 

2.2.2 Länder 
 
In der Literatur ist die Rolle der Bundesländer in der Governance der Arbeit 
im Hochschulsystem bisher im Diskurs kaum ausgeleuchtet. Böhme (2022: 
S. 20 ff.) sieht jedoch ausgerechnet auf der Landesebene die meisten Steu-
erungsinitiativen. Dazu zählen erstens die Aktivitäten der Länder unter dem 
Schlagwort „Kodex für Gute Arbeit“. Hier haben einige Bundesländer unter 
Beteiligung von gewerkschaftlichen Akteur:innen und Hochschulen etwa ab 
Mitte der 2010er-Jahre landesbezogene Richtlinien formuliert, welche darauf 
abzielen, die Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft zu verbessern. Die je-
weiligen Regelungen unterscheiden sich dabei in Bezug auf Detailgrad und 
Verbindlichkeit (Steidten 2017). Teilweise wird auch die Konkretisierung 
durch die Hochschulen vorgeschrieben. 

Auf der Ebene der Landeshochschulgesetze gab es ebenfalls in vielen 
Bundesländern Reformen, die unter dem Leitmotiv der Guten Arbeit auch auf 
die Verbesserung der Arbeitsbedingungen abzielten (Böhme 2022: S. 20 f.). 
Dabei wird zwischen mehreren Ansätzen unterschieden: So gibt es die Mög-
lichkeit, den landesweiten Kodex für Gute Arbeit als Paragraf des Landes-
hochschulgesetzes verbindlich auszugestalten. Einige Bundesländer sehen 
im Landeshochschulgesetz Mindestvertragslaufzeiten bei Qualifizierungs-
erstverträgen vor. Ferner haben einzelne Länder in ihrem Landeshochschul-
gesetz vorgeschrieben, dass alle Hochschulen im jeweiligen Bundesland un-
ter Beteiligung aller maßgeblichen Gruppen Richtlinien für gute Beschäfti-
gungsbedingungen erlassen müssen. 

Eine weitere Einflussmöglichkeit auf die Ausgestaltung der Arbeitsbedin-
gungen im Landeshochschulgesetz stellen Böhme (2022: S. 20 f.) zufolge 
die sog. Personalkategorien dar. Hierbei gibt es in mehreren Bundesländern 
Aktivitäten, mehr unbefristete Personalkategorien im Gesetz zu implemen-
tieren. Andere Länder verpflichteten ihre Hochschulen, den berechtigten In-
teressen ihres Personals an guten Beschäftigungsbedingungen, insbeson-
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dere an unbefristeten Beschäftigungsverhältnissen bzw. an möglichst langen 
Laufzeiten bei befristeten Beschäftigungsverhältnissen, angemessen Rech-
nung zu tragen. Allerdings wird die Frage der Personalkategorien in den be-
treffenden Ländern de facto eher auf die Schaffung von vergleichsweise un-
attraktiven Hochdeputatsstellen zugespitzt, bei der eine Einheit von For-
schung und Lehre nicht vorgesehen ist. 

Auf drei weitere von Böhme (2022: S. 21) hervorgehobene Regelungen 
zur Beschäftigungsregulierung sei abschließend noch hingewiesen: So ent-
halten einzelne Landeshochschulgesetze prozentuale Vorgaben für den An-
teil der Arbeitszeit, die Beschäftigte in der Qualifizierungsphase für eben 
diese mindestens zur Verfügung haben müssen. Ein anderer Aspekt stellt 
das Verbot einzelner Landeshochschulgesetze von Entfristungen drittmittel-
finanzierter wissenschaftlicher Mitarbeiter:innen und deren fortlaufender Re-
finanzierung aus Drittmitteln dar. Hier sehen einige Länder eine Haushalts-
stelle als Voraussetzung einer Entfristung. Der letzte Punkt betrifft wissen-
schaftliche Hilfskräfte. Die meisten Landeshochgesetze enthalten noch im-
mer die Option, dass Personal mit einem Hochschulabschluss als Hilfskraft 
beschäftigt werden kann. 

Neben den jeweiligen Landeshochschulgesetzen leisten laut Böhme 
(2022: S. 21) auch die Personalvertretungsgesetze der Länder einen wichti-
gen Beitrag zur Governance der Arbeit im Hochschulbereich. Auch dabei gibt 
es zwischen den Bundesländern eine erhebliche Diskrepanz in Bezug auf 
die Mitbestimmungsrechte der Personalrät:innen bei der Befristung wissen-
schaftlicher Mitarbeiter:innen. 

Eine andere Form der Landesregulierung stellen Zielvereinbarungen zwi-
schen den Bundesländern und Hochschulen dar. Hier gibt es laut Böhme 
(2022: S. 21 f.) vereinzelte Hochschulen, bei denen der Grundsatz der Guten 
Arbeit in den vergangenen Jahren Eingang in die Vereinbarungen zwischen 
den Wissenschaftsministerien und den jeweiligen Hochschulen gefunden 
hat. Dies kann entweder in Form von konkreten Zielvereinbarungen (z. B. 
hinsichtlich der Befristungsquote oder der Erarbeitung eines Rahmenkodex) 
im Kontext der Hochschulfinanzierungsverträge (Aufnahme von Leitlinien für 
Gute Arbeit), im Rahmen eines landesweiten Hochschulpakts oder durch die 
Vorgabe von allgemeinen Hochschulentwicklungsplänen erfolgen. 

Als Vorstufe zu vielen der geschilderten Formen der Neuregulierung fin-
den in einigen Bundesländern Dialogprozesse zum Thema „Gute Arbeit in 
der Wissenschaft“ statt – ohne dass deren Wirkungen bereits absehbar ist 
(Böhme 2022: S. 22). Beispielhaft ist ein spezieller Dialogprozess im Rah-
men der Tarifvereinbarungen für den öffentlichen Dienst in Hessen. Hier ver-
suchte die GEW Hessen Höchstbefristungsquoten für wissenschaftliche Mit-
arbeiter:innen durchzusetzen – mit bisher offenem Ausgang. 
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2.2.3 Hochschulen 
 
Auf der Ebene der 30 von Böhme (2022) betrachteten Hochschulen gab es 
bei etwa zwei Drittel der Fälle lokale Kodizes in Form von Leitlinien, Richtli-
nien, Empfehlungen, Verwaltungsvorschriften, Grundsätzen oder Rund-
schreiben. Die Mehrzahl davon entstand in den Jahren 2015 und 2016 – also 
vor Inkrafttreten der Novellierung des WissZeitVG. Wie bei Steidten (2017) 
und Böhme (2022: S. 22) zu entnehmen ist, unterscheiden sich die lokalen 
Kodizes in ihrer inhaltlichen Ausgestaltung und in der Verbindlichkeit erheb-
lich. 

So gibt es Regelungen, die eher allgemein gehalten sind und für den wis-
senschaftlichen Mittelbau kaum von Relevanz sind. Manche Kodizes enthal-
ten zudem eher Formulierungen in Bezug auf Angebote der Personalent-
wicklung (Fortbildung, Coaching, Arbeits- und Gesundheitsschutz). Weitere 
betrachtete Kodizes lehnen sich stark an das WissZeitVG an und bestätigen 
dessen allgemeine Interpretation (Qualifizierungsbegriff, angemessene Ver-
tragslaufzeiten, bei Projekten entspricht die Vertragslaufzeit der Projektlauf-
zeit). 

Wiederum andere Kodizes gehen über das WissZeitVG hinaus und regeln 
konkrete Mindestvertragslaufzeiten (z. B. zwei oder drei Jahre bei Erstverträ-
gen auf Haushaltsstellen; Anschlussverträge mit einer Dauer von ein oder 
zwei Jahren, Mindestvertragslaufzeit in anderen Fällen von zwölf Monaten), 
sehen die Ausarbeitung von Dauerstellenkonzepten vor, konkretisieren den 
Qualifizierungsbegriff, favorisieren eine Befristung nach § 2 Abs. 1 gegen-
über einer Befristung nach § 2 Abs. 2 WissZeitVG und geben Hinweise zur 
Ausgestaltung der familienpolitischen Komponente. 

Eine besonders formalisierte Variante des Kodex stellt die Dienstverein-
barung dar. Hierbei schließen Hochschule und Personalrat konkrete und ver-
bindliche Vereinbarungen zur Ausgestaltung von Beschäftigungsverhältnis-
sen ab. 

 
 

2.2.4 Rechtsprechung 
 
Die Rechtsprechung hatte in den vergangenen Jahren erheblichen Einfluss 
auf die Umsetzung des WissZeitVG an den Hochschulen. Dabei werden in 
den meisten Verfahren sechs zentrale Fragen wiederholt geklärt (Böhme 
2022: S. 13): 
• Ist die Vielzahl an hintereinander erfolgten Befristungen rechtsmiss-

bräuchlich und erfüllt demnach den Tatbestand der Kettenbefristung? 
• Ist eine Befristung rechtsmissbräuchlich, weil der Beschäftigte Dauerauf-

gaben übernimmt? 
• Erfüllt die genannte Qualifizierung die Bedingungen für eine Anstellung 

nach § 2 Abs. 1 WissZeitVG? 
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• Erfüllt das Drittmittelprojekt die Bedingungen des § 2 Abs. 2 WissZeitVG? 
• Ist der Befristungszeitraum angemessen? 
• Ist die befristete Erhöhung der Arbeitszeit wirksam? 
 
Aus diesen Fragestellungen bzw. der Auslegung der rechtlichen Normen bei 
arbeitsgerichtlichen Verfahren ergeben sich vielfältige Unsicherheiten der 
Personalstellen beim Umgang mit der derzeitigen Rechtslage (Böhme 2022: 
S. 23), die je nach Hochschule zu einer erheblichen Bürokratiezunahme und 
letztlich unterschiedlichen Rechtsauslegungen führen. Das betrifft u. a. die 
Frage, inwieweit die Regelungen der § 2 Abs. 2 und 3 WissZeitVG europa-
rechtswidrig seien, da sie unter bestimmten Bedingungen (Drittmittel, Stel-
lenumfang unter 25 Prozent) eine unbefristet häufige Kettenbefristung er-
möglichten. Ferner gibt es den Ergebnissen von Böhme (2022: S. 23) zu-
folge große Unsicherheiten bei den Personalstellen in Bezug auf die Opera-
tionalisierung des Qualifizierungsbegriffs und einer der Qualifizierung ange-
messenen Vertragslaufzeit. 

Auch der Aspekt der Daueraufgaben als ein möglicher Klagegrund werde 
wiederholt benannt. Aus diesem Grund würden Verträge zunehmend gründ-
licher geprüft. Des Weiteren gibt es auch in Bezug auf Vertragsaufstockun-
gen mittlerweile zum Teil hohe Unsicherheiten, da auch hier die rechtlichen 
Grundlagen nicht immer klar seien und Sorgen vor einer Entfristungsklage 
bestehen. Auch die Folgen von Aufstockungen für Urlaubsansprüche könn-
ten Böhme (2022: S. 37) zufolge in der Zukunft das Thema noch komplizier-
ter werden lassen, da gemäß europäischer Rechtsprechung bei einem un-
terjährigen Wechsel der Wochenarbeitszeit die Urlaubsdauer getrennt nach 
Zeitabschnitten („pro rata temporis“) zu ermitteln ist – ein für wissenschaftli-
che Mitarbeiter:innen in der Drittmittelforschung teilweise komplexer und da-
mit fehleranfälliger Vorgang.  

Große Unklarheiten existierten ferner hinsichtlich der von Arbeitsgerich-
ten verwendeten Drittmittelbegriffe. So wird teilweise eine separate Katego-
rie Zweitmittel (oder Sondermittel des Haushalts) unterschieden, wobei es 
sich um Landesmittel handelt, die zusätzlichen Forschungsaufgaben dienen. 
Hintergrund ist ein erstinstanzliches Urteil des Arbeitsgerichts Gießen, wel-
ches eine Befristung für unwirksam gehalten hatte, da es sich bei dem Pro-
jekt um Landesmittel und damit nicht um eine Drittmittelfinanzierung im Sinne 
des WissZeitVG handle (01.08.2014, 10 Ca 14/14). 
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Tabelle 1: Governance der Arbeit im Hochschulbereich 
 

Bund Land 

• WissZeitVG 
• Zukunftsvertrag Studium und 

Lehre 
• Exzellenzinitiative 

• Kodex für Gute Arbeit 
• Landeshochschulgesetz 
• Personalvertretungsgesetz 
• Finanzierungs-/Zielvereinbarun-

gen 
• Hochschulentwicklungspläne 
• Dialogprozesse Gute Arbeit 
• Tarifverträge 

Hochschule Rechtsprechung 

• Kodex für Gute Arbeit (Leitli-
nien/Richtlinien/Empfehlungen/ 
Verwaltungsvorschriften/ 
Grundsätze/Rundschreiben) 

• Leitlinien der TU9 
• vertragliche Vereinbarungen 

(Dienstvereinbarungen) 

• Kettenbefristung 
• Qualifizierungsbegriff 
• Daueraufgaben 
• Aufstockungen 
• Drittmittelbegriff 

 

 
Quelle: eigene Darstellung entsprechend Böhme 2022, S. 23 
 
 
2.3 Folgen der Arbeitsrechtsreformen 
 
Zu den konkreten personal- und wissenschaftspolitischen Auswirkungen der 
geschilderten, veränderten rechtlichen Rahmenbedingungen gibt es in An-
betracht der Aktualität der Reformprozesse bisher nur wenige empirische 
Befunde, sodass hier Forschungsbedarf offenkundig ist. Die bisherigen Ver-
öffentlichungen machen deutlich, dass zwischen intendierten und nicht in-
tendierten Folgen zu unterscheiden ist. 
 
 
2.3.1 Intendierte Folgen 
 
Erste vorliegende quantitativ orientierte Studien sind primär auf die Beziffe-
rung der befristeten Arbeitsverhältnisse bzw. deren Dauer ausgerichtet. So 
zeigen Gassmann und Emrich (2018) auf Basis der Stellenausschreibungen 
an der Universität des Saarlands von 1999 bis 2017, dass der Median der 
Stellenlaufzeit von 24 Monaten vor der Novellierung auf 36 Monate nach der 
Novellierung und demnach um 50 Prozent angestiegen ist. Mithilfe einer 
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linearen Regression konnten die Differenzen als signifikant nachgewiesen 
werden.  

Gassmann (2020) überprüfte diese These mithilfe quantitativer und qua-
litativer Daten von 16 Hochschulen, wobei elf Hochschulen quantitative Da-
ten zur Verfügung stellten. Dabei zeigte sich an fünf von elf Hochschulen ein 
positiver, an fünf weiteren kein und an einer Hochschule ein negativer Ein-
fluss des WissZeitVG auf die ausgeschriebene Stellendauer. In einer Ge-
samtbetrachtung nach Jahren ist insgesamt ein positiver Effekt zu erkennen. 
Dieser Effekt müsse jedoch als eher klein, auch im Verhältnis zu beispiels-
weise den fächerspezifischen Differenzen, betrachtet werden – so Gass-
mann. 

Böhme (2022: S. 30 ff.) differenzierte mögliche intendierte Effekte in einer 
Wirkungsmatrix: Dabei werden ebenfalls positive Effekte in Bezug auf die 
Vertragslaufzeiten gezeigt. Diese seien aber bereits vor der Novellierung des 
WissZeitVG angestiegen, was vor allem auf Regulierungen der Bundeslän-
der und Hochschulen zurückzuführen sei. Weitere kleine Effekte gibt es hin-
sichtlich der Dimensionen Qualifizierungszeit und Planbarkeit wissenschaft-
licher Karrieren. Hinsichtlich der Dimensionen Erwerbsumfang, Personalka-
tegorien und Befristungsanteile sowie in Bezug auf das wissenschaftsunter-
stützende akzessorische Personal sehen die Befragten der Studie von 
Böhme (2022) dagegen keine oder nur minimale Effekte. 
 
 
2.3.2 Nicht intendierte Folgen 
 
Bereits seit kurz nach Inkrafttreten der Novellierung des WissZeitVG 2017 
gibt es Berichte über das Auftreten nicht intendierter Folgen. So beklagten 
Klovert (2017) und Burchard (2017) sowohl eine erhebliche Ausdehnung des 
Begriffs der Qualifizierung als auch die „Flucht“ aus dem WissZeitVG durch 
die Universitäten. Bahrdt (2019) zufolge erhielten Beschäftigte trotz vorhan-
dener Finanzierung, z. B. durch Drittmittel, zunehmend keine neuen An-
schlussverträge, weil Personalverwaltungen das Risiko einer Kettenbefris-
tungsklage fürchteten. Auch Aufstockungen von Teilzeitbeschäftigten ließen 
sich kaum noch umsetzen. Dabei ergebe sich ein struktureller Widerspruch 
zwischen Kurzfristigkeit und Wettbewerbsorientierung von Drittmittelfor-
schung einerseits und langfristiger Berufsperspektive bzw. Personalentwick-
lung andererseits. 

Gassmann (2020) zufolge habe die Reform zu einem erheblichen Mehr-
aufwand für die Personalstellen gesorgt; in Teilen sei die Praktikabilität des 
Gesetzes ganz infrage zu stellen. Kritikpunkte seien u. a. Unklarheiten bei 
Qualifizierungszielen und bei Überbrückungsverträgen und die Schlechter-
stellung der Beschäftigten in Drittmittelprojekten, z. B. bei der Elternzeitver-
längerung. Beklagt wird ferner, dass langjährige Beschäftigte aus der Dritt-
mittelforschung nicht weiterbeschäftigt werden können, da diese ein 
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Klagerisiko darstellten, obgleich neues und gleichwertig qualifiziertes Perso-
nal schwer zu finden sei – so die Ergebnisse der qualitativen Analyse. 

Eine umfassende Untersuchung nicht intendierter Folgen nahm auch 
Böhme (2022: S. 34 ff.) vor. Dabei wurden auf Basis der durchgeführten Ex-
pertengespräche fünf maßgebliche Bereiche von nicht beabsichtigten Effek-
ten dargelegt: 
• Einschränkungen in der Forschung (z. B. Verlust von Flexibilität und Ver-

hinderung von Forschungsprojekten, Verlust hoch qualifizierter Mitarbei-
ter:innen, Reduktion der Qualität von Forschung, Auslagerung von For-
schung) 

• Ungleichheitsdynamiken (Ungleichstellung von Hochschulen, Fachberei-
chen, Professuren und Mitarbeiter:innen, Reduktion von Forschungsviel-
falt, Benachteiligung von Personen mit Care-Verpflichtung, Bevorteilung 
von Bildungsausländer:innen) 

• Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen in bestimmten Konstellatio-
nen (Arbeitslosigkeit nach langjähriger Drittmittelforschungstätigkeit, Ar-
beitslosigkeit statt kurzzeitigen Überbrückungsverträgen, schlechtere 
Vertragskonditionen bei ausgelagerter Forschung, „Teilzeitfalle“ und be-
rufliche „Sackgasse“ bei wissenschaftlichen Mitarbeiter:innen, schlech-
tere Vertragskonditionen bei wissenschaftlichen Assistenzen, Überforde-
rung durch Lehre, Forschung und Qualifizierung bei Teilzeitstellen) 

• Hemmnisse für die Hochschulentwicklung (geringere Identifikation mit der 
eigenen Hochschule, geringes Interesse an betrieblichem Engagement, 
Verschlechterung der Lehre und Studierendenbetreuung, stärkere Tren-
nung von Lehre und Forschung) 

• Zunahme von Bürokratie (Überforderung der Personalstellen mit dem Ri-
sikomanagement, Zunahme von Verwaltungstätigkeiten bei Einstellun-
gen, Verlangsamung von Einstellungsprozessen) 

 
 
2.4 Forschungslücken und Fragestellungen 
 
Obgleich die Anwendung der arbeitsrechtlichen Regelungen auch im We-
sentlichen durch die finanziellen Förderbedingungen, insbesondere der Dritt-
mittelgeber:innen, bzw. deren Anforderungen und Regelungen bestimmt 
werden, wurden diese in den vorliegenden Studien bislang nicht thematisiert. 
Dies erscheint aber umso notwendiger, da der Drittmittelanteil der Ausgaben 
für Forschung und Entwicklung zwischen 2006 und 2016 an Universitäten, 
Kunst- und Fachhochschulen deutlich zugenommen hat – trotz einer im Wis-
senschaftsbereich insgesamt recht stabilen Drittmittelquote von ca. 27 Pro-
zent (alle Hochschulen) und 31 Prozent (Universitäten). 

Umgekehrt behandeln Analysen zur Wissenschaftspolitik kaum die Fol-
gen der Förderung für die Gestaltung von Beschäftigungsbedingungen an 
Hochschulen, sondern verweisen bestenfalls auf die Forschungspraxis und 
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sich ergebende Karrierewege. Viele thematisieren ausschließlich Struktur, 
Schwerpunkte und Ausgaben im Rahmen der Drittmittelforschung (z. B. 
Krull/Tepperwien 2016; Simon et al. 2016). Drittmittel dienen „als Indikator 
für wissenschaftliche Leistungen“ und erfolgreiche Antragssteller:innen von 
Drittmitteln gelten als erfolgreiche Wissenschaftler:innen (Serrano/Sigmund 
2021: S. 75). Die Verknüpfung von Arbeitsrecht, Arbeitsbedingungen und 
Drittmittelforschung wird jedoch nicht vorgenommen. 

Auch die Debatte um die Novellierung des WissZeitVG ignoriert letztend-
lich die den Befristungen zugrundeliegenden Finanzierungsströme. Die ent-
sprechende Offenlegung möglicher Inkongruenzen zwischen der gesetzlich 
gewünschten Beschäftigungspraxis und der Förderpraxis stellt damit ein For-
schungsdesiderat dar. Des Weiteren ergeben sich auch aus der Studie von 
Böhme (2022: S. 38 ff.) direkte Fragestellungen an die Drittmittelgeber:in-
nen. So werden dort beispielsweise Forderungen an die Mittelgeber:innen 
formuliert, die Kosten bei Verlängerungsoptionen, z. B. nach einer Elternzeit 
zu übernehmen und eine Refinanzierung von entfristeten Stellen in der Dritt-
mittelforschung grundsätzlich zu ermöglichen. 

Ziel dieser empirischen Untersuchung war es daher, die Problemkonstel-
lation der Befristung in der Wissenschaft durch eine Analyse der Förderbe-
dingungen von Mittelgeber:innen (Forschungsförderung, Auftragsforschung; 
bundesweit und regional) und deren Finanzierungsregelungen zu erweitern. 
Im Kern geht es um die Frage, inwiefern sich aus der veränderten Rechts-
lage für die Beschäftigung wissenschaftlichen Personals Inkongruenzen und 
Probleme zwischen der Regelung der verschiedenen (befristeten) Finanzie-
rungsstränge und der Regulierung und Praxis von befristeter und unbefriste-
ter Beschäftigung an Hochschulen ergeben. 

Inwiefern tragen Mittelgeber:innen durch spezifische Förderrichtlinien 
z. B. mit der (nicht) gestatteten Refinanzierung bestehender (unbefristeter) 
Verträge oder der Kurzfristigkeit von Ausschreibungen und Förderzeiträu-
men zur Entschärfung oder Verschärfung der Problemlagen bei? Inwiefern 
werden die angedeuteten arbeitsrechtlichen und beschäftigungspolitischen 
Problemlagen bei der Umsetzung von Drittmittelvorhaben von den Mittelge-
bern reflektiert? Werden Probleme für zukünftige Vorhaben gesehen und un-
terscheiden sich diese nach Drittmittelgeber:innen? In welcher Weise kön-
nen diese Ausschreibungen und Bewilligungsbedingungen so modifiziert 
werden, dass die Bearbeitung von Drittmittelprojekten im Rahmen unbefris-
teter oder längerfristiger Verträge erfolgen kann? 

Weiteres Ziel dieser Studie war es, die von Böhme (2022) und die im Rah-
men dieser Studie erhobenen qualitativen Ergebnisse in der Breite zu fun-
dieren. Als Zielgruppe sind hier vor allem die Personalstellen interessant, da 
sich diese einerseits vergleichsweise selten für Interviews bereit erklärten 
und andererseits als Gruppe im Gegensatz zu Forschungsakteuren und Ar-
beitnehmervertretungen klar eingrenzen lassen.  
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Zudem fanden die Analysen von Böhme (2022) nur im Universitätskontext 
statt. Das hat zum einen mit der begrenzten Forschungskapazität bei quali-
tativen Fallstudienerhebungen zu tun. Zum anderen sind Universitäten be-
schäftigungsintensiver. Allerdings findet auch an Hochschulen und Fach-
hochschulen in nicht unerheblichem Ausmaß drittmittelfinanzierte Forschung 
statt und es gibt viele befristete wissenschaftliche Beschäftigte. Zugleich 
scheinen die Problem- und Interessenlagen zwischen den Universitäten und 
Fachhochschulen nicht immer deckungsgleich zu sein. 
 
 
2.5 Forschungsdesign 
 
Vor dem Hintergrund der bereits vorliegenden Daten und zur Bearbeitung 
der noch offenen Fragestellungen wurde in der vorliegenden Untersuchung 
ein Mixed-Method-Ansatz genutzt. Dabei wurden qualitative Experteninter-
views, schriftliche Befragungen und Onlineumfragen verwendet. Im Einzel-
nen umfasste das folgende Arbeitsschritte: 
• Auf Basis einer Recherche von Mittelgeber:innen wurden 40 ausgewählte 

überregionale Mittelgeber:innen kontaktiert und für leitfadengestützte Ex-
perteninterviews angefragt. Da viele Mittelgeber:innen ein Gespräch ver-
weigerten oder sich als nicht sprachfähig für die aufgeworfenen Fragen 
erklärten, wurden ergänzend einzelnen Mittelgeber:innen auch die Mög-
lichkeit der Beantwortung einer umfassenden Onlineumfrage oder einer 
auf wenige Fragen verkürzten schriftlichen Befragung per E-Mail angebo-
ten. Daraufhin willigten einige Mittelgeber:innen doch noch für Experten-
gespräche ein, andere übersendeten schriftliche Rückmeldungen. Die In-
terviews fanden zwischen Dezember 2021 und März 2022 statt, wurden 
protokolliert und nach den Leitfragen ausgewertet. Insgesamt konnte in 
den unterschiedlichen Befragungsformaten eine Rückmeldung von 15 
Mittelgeber:innen eingeholt werden. 

• In der Studie von Böhme (2022) wurde vor allem die Umsetzbarkeit von 
kürzeren Vorhaben auf Landesebene (mit sog. Zweitmitteln) als proble-
matisch beschrieben. Aus diesem Grund wurden pro Bundesland sechs 
Landesministerien (insbesondere Soziales, Bildung, Bau, Verkehr, Wis-
senschaft, Umwelt, Gesundheit und Wirtschaft) um die Teilnahme an ei-
ner Onlineumfrage zu ihren Erfahrungen bei der Vergabe von For-
schungsaufträgen gebeten. Hier riefen zwar viele Ministerien den Frage-
bogen ab, allerdings nahmen lediglich 23 Personen eine Eintragung vor. 
In Ergänzung dazu wurden in acht Bundesländern (Hamburg, Hessen, 
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen) die Ansprechpartner:innen für Landesforschungsförder-
programme schriftlich um Rückmeldung gebeten, inwieweit bei der Lan-
desforschungsförderung zuletzt Schwierigkeiten aufgrund arbeitsrechtli-
cher Regulierungen aufgetreten sind – jedoch ohne Ergebnis. 
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• Abschließend wurde auf Basis der Ergebnisse der Studie von Böhme 
(2022) und der Gespräche mit den Mittelgeber:innen eine weitere On-
lineumfrage entwickelt. Diese zielte im Sinne des Mixed-Method-Ansat-
zes darauf ab, die auf Basis qualitativer Analysen entwickelten Thesen 
durch eine anonymisierte Befragung der Personalstellen aller staatlichen 
Hochschulen in Deutschland zu überprüfen. 
 

Die inhaltlichen Schwerpunkte der methodischen Instrumente (Leitfaden, 
Fragebogen) orientierten sich an den Befunden der Studie von Böhme 
(2022). So sollten die Mittelgeber:innen zunächst darlegen, welche Verän-
derungen in den Regelungsstrukturen der Arbeitsverhältnisse in der Drittmit-
telforschung sie in den letzten Jahren wahrgenommen haben. Daran schloss 
sich ein problembezogener Themenbereich an. So wurde nachgefragt, in-
wieweit die Hochschulen für die Drittmittelprojekte auch Qualifizierungsver-
träge nach § 2 Abs. 1 WissZeitVG nutzten und wenn ja, wie die Rahmenbe-
dingungen der Drittmittelprojekte zu den Vorgaben der Hochschulen zum 
Qualifizierungsbegriff passten und wie mit der Finanzierung der Verlänge-
rungsoption umgegangen wird. Ferner wurde danach gefragt, welche Be-
deutung die Vorgaben einiger Länder zur notwendigen Qualifizierungszeit in 
der Praxis haben. 

Einen weiteren wichtigen Bereich des Leitfadens stellte das Thema Ket-
tenbefristungen dar. Welche Erfahrungen machten die Drittmittelgeber:innen 
hier (z. B. mit der Nichteinstellung im Antrag genannter wissenschaftlicher 
Mitarbeiter:innen) und inwieweit sind sie bereit, dass ihre Drittmittel zur Re-
finanzierung von entfristeten Stellen herangezogen werden. Ferner spielten 
Aspekte wie die Unterscheidung in Zweit- und Drittmittel und die Entwicklung 
des Verwaltungsaufwands bei der Umsetzung von Vorhaben in den Inter-
views eine Rolle. 

Je nach Betroffenheit von verschiedenen Herausforderungen zielten die 
Interviews im Anschluss darauf, die Förderbedingungen vor dem Hinter-
grund der Problemlagen zu reflektieren und Lösungsmöglichkeiten zu erör-
tern. Eine wichtige Bedeutung hatte dabei die Haltung der Mittelgeber:innen 
zur Frage des Verhältnisses von Qualifizierungs- und Drittmittelbereich an 
den Hochschulen. Sollen beide Bereiche stärker verschmolzen werden, da 
Drittmittelprojekte de facto auch immer Qualifizierungen dienten oder 
braucht es für beide Bereiche verschiedene Regelungssysteme, da sich die 
Ziele unterscheiden. 

Der Fragebogen der Onlinebefragung der Personalstellen knüpfte direkt 
an die fünf qualitativen Thesen von Böhme (2022) an. So wurden die Befrag-
ten gebeten, die von ihnen wahrgenommenen Elemente des Wandels der 
Governance der Arbeit auf den verschiedenen Ebenen (Bund, Bundesland, 
Hochschule) zu benennen und diese zu bewerten. Im Anschluss sollten die 
Personalverantwortlichen die an ihrer Hochschule übliche Rechtsinterpreta-
tion in den acht von Böhme (2022: S. 29) dargelegten Kategorien darlegen: 
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• Interpretation des Qualifizierungsbegriffs 
• Verhältnis § 2 Abs. 1 und Abs. 2 WissZeitVG 
• Umgang mit der Verlängerungsoption bei Drittmittelprojekten und Qualifi-

zierungsbefristung 
• Dauer der Anwendung des § 2 Abs. 2 WissZeitVG 
• Bedingungen der Anwendung des § 2 Abs. 2 WissZeitVG 
• Umgang mit Aufstockungen 
• Haltung zu Entfristungen 
• Beschäftigung des akzessorischen Personals (Techniker:innen, Verwal-

tung etc.) bei Drittmittelprojekten) 
 

Daran anschließend wurden die Befragten gebeten, die intendierten Wirkun-
gen der veränderten Governance der Arbeit in insgesamt sieben Kategorien 
(Befristungsanteile, Befristungsdauer, Erwerbsumfang, Qualifizierungszeit, 
Planbarkeit, Personalkategorien für wissenschaftliche Mitarbeiter:innen so-
wie eine allgemeine Einschätzung der Arbeitsbedingungen des akzessori-
schen Personals) in den Ausprägungen klar positiv, positiv, leicht positiv, 
Stagnation und Verschlechterung zu skalieren. Ferner sollten alle Befragten 
die von Böhme (2022: S. 34 f.) genannten nicht intendierten Folgen und die 
aufgezeigten Reformanregungen (Böhme 2022: S. 38 f.) einschätzen. 

Nachfolgend seien die wesentlichen Ergebnisse der empirischen Analy-
sen dargelegt. Das dritte Kapitel umfasst dabei die Befunde aus den Exper-
teninterviews und Befragungen von Drittmittelgeber:innen, das vierte Kapitel 
enthält dagegen die Ergebnisse der Onlinebefragung der Personalstellen. 
Zuvor wird jedoch die Stichprobe der Mittelgeberinterviews und der On-
lineumfrage unter den Personalstellen noch detailliert skizziert. 
 
 
2.6 Überblick zur Stichprobe 
 
Stichprobe der Drittmittelgeberinterviews 
Eine abschließende Übersicht über Drittmittelgeber:innen für Forschung 
existiert nicht. Vielfach bieten aber verschiedene Internetseiten von Hoch-
schulen den Forschenden eine Übersicht über potenzielle Mittelgeber:innen. 
Grundsätzlich zu unterscheiden ist zwischen Forschungsförderung und Auf-
tragsforschung bzw. Forschungskooperation. Beides kann sowohl durch na-
tionale und internationale Fördereinrichtungen als auch durch die Privatwirt-
schaft erfolgen. 

Nationale Mittelgeber:innen sind beispielsweise die Bundesministerien, 
einzelne Landesministerien, die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 
sowie zahlreiche Stiftungen. Ergänzend dazu kommen oftmals eher fachspe-
zifische private oder gemeinnütze Fördervereine. Auf europäischer Ebene 
steht das Forschungsrahmenprogramm Horizon 2020 der Europäischen 
Union (2014–2020) als Hauptinstrument zur Forschungsförderung zur Verfü-
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gung. Internationale Mittelgeber:innen sind z. B. die European Science Foun-
dation oder die National Science Foundation. Eine gute differenzierte Über-
sicht über Drittmittelgeber:innen bietet beispielsweise die FU Berlin.1 

Wie bereits in Kapitel 2.5 angedeutet wurde, lehnte eine Vielzahl an Mit-
telgeber:innen ein Experteninterview zu arbeitsrechtlichen Aspekten ihrer 
Förderbedingungen ab. Vor diesem Hintergrund sei nachfolgend die erzielte 
Stichprobe etwas genauer beschrieben: 
 
Bundesministerien/Bundesinstitute 
Bundesministerien und Bundesinstitute nahmen trotz vielfacher Anfragen auf 
unterschiedlichen Wegen nicht an den angebotenen Befragungsformaten 
teil. Die von den Bundesministerien beauftragten Projektträger sahen sich zu 
den Fragestellungen dieser Studie nicht sprachfähig, vermittelten allerdings 
auch – entgegen anfänglichen Ankündigungen – keine Kontakte in die ent-
sprechenden Ministerien. Inhaltliche Bezüge zu diesen Mittelgeber:innen er-
geben sich somit lediglich indirekt über die Aussagen anderer Mittelgeber:in-
nen, den Hochschulen (Böhme 2022) oder durch eine Dokumentenanalyse 
öffentlich einsehbarer Förderbedingungen. 
 
Landesministerien 
Die etwa 25 Rückmeldungen aus Landesministerien entfallen auf neun ver-
schiedene Bundesländer. Grundsätzlich kann trotz der geringen Anzahl an 
Angaben festgehalten werden, dass die von Böhme (2022) beschriebenen 
Probleme vereinzelt auch auf der Ebene der Landesministerien wahrgenom-
men wurden – dies allerdings eher punktuell und in wenigen Bundesländern. 
Einige Ministerien verwiesen auch auf die jeweiligen Landesstiftungen als 
Ansprechpartner:innen für Fragen der Forschungsförderung.  

Auffällig war jedoch, dass wiederholt von Landesministerien die Anfrage 
dahingehend beantwortet wurde, dass keine Drittmittel an Hochschulen für 
Forschung vergeben würden. In zahlreichen Fällen konnte diese Aussage 
mit Verweis auf in Auftrag gegebene oder geförderte Studien als falsch iden-
tifiziert werden, ohne, dass die entsprechenden Ministerien aber in der Folge 
bereit waren, an der Befragung teilzunehmen. Aus diesem Grund wird ver-
mutet, dass viele Ministerien entweder keinen Einblick in ihre jeweiligen För-
derpraktiken geben wollten oder keine Relevanz für die Fragestellungen die-
ser Studie sahen. 
 
Stiftungen 
Die für diese Studie angefragten Stiftungen gaben sehr unterschiedliche 
Rückmeldungen. Einerseits waren viele Stiftungen für ein Experteninterview 
bereit, wenngleich zahlreiche Gesprächspartner:innen im Vorfeld signalisier-
ten, dass sie zu arbeitsrechtlichen Aspekten der Forschungsförderung nur 

 
1 https://www.fu-berlin.de/forschung/service/foerderung/, letzter Zugriff: 13.6.2022 

https://www.fu-berlin.de/forschung/service/foerderung/
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wenig Auskunft geben könnten. In den Interviews bestätigte sich diese 
Vorannahme aber nur in etwa der Hälfte der Gespräche. Insgesamt entfallen 
etwa zwei Drittel aller für diese Studie gewonnenen Rückmeldungen auf den 
Bereich der Stiftungen. Andererseits gab es aber auch unter den angefrag-
ten Stiftungen überraschend viel Ablehnung für die Interviews bzw. On-
lineumfrage – zumeist mit dem Argument des fehlenden Themenbezugs. 
 
Vereine 
Spezifische Vereine waren ebenfalls ein Teil des Befragungssamples. Dazu 
gehört einerseits die Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V., die als Selbst-
verwaltungseinrichtung zur Förderung der Wissenschaft und Forschung in 
der Bundesrepublik Deutschland fungiert. Andererseits beteiligten sich auch 
kleinere Fördervereine, die auch Forschungsförderung betreiben, in gerin-
gem Maß an dieser Studie. Oftmals wurde bei diesen kleinen Vereinen ein 
Interview oder die Teilnahme an der Umfrage aber unter Verweis auf einen 
fehlenden Bezug zur Thematik oder Zeitgründen abgesagt. 
 
Stichprobe der Onlineumfrage unter den Personalstellen 
Bei der Onlineumfrage unter den Personalstellen der staatlichen Hochschu-
len in Deutschland zeigte sich, dass für eine Reihe von Hochschulen (Poli-
zeihochschulen, Hochschulen für öffentliche Verwaltung, Musik- und Kunst-
hochschulen) die Befragung nicht relevant war. Entweder sie beschäftigten 
ihre Mitarbeiter:innen auf Basis anderer Rechtsgrundlagen oder die Anzahl 
wissenschaftlicher Mitarbeiter:innen war zu gering, um entsprechende Aus-
sagen in der Umfrage tätigen zu können. 

Insgesamt beteiligten sich von 269 angefragten Hochschulen 86 Perso-
nalstellen (32 Prozent) an der Onlineumfrage, davon 60 mit vollständigen 
Angaben. Die Teilnehmenden kommen zu 45 Prozent von Universitäten und 
zu 35 Prozent von Fachhochschulen. Der Rest entfällt auf Kunst-, Musik- und 
Film- sowie sonstige Hochschulen. Es nahmen Personalstellen aus allen 16 
Bundesländern teil. Die Angaben wurden mithilfe der Methoden der deskrip-
tiven Statistik analysiert – auf Wunsch kann die anonymisierte Datenbank 
der Befragungsergebnisse auch zur Verfügung gestellt werden. Von einer bi- 
oder multivariaten Analyse wurde aufgrund der geringen Fallzahl in einzel-
nen Items abgesehen. Es wurde aber jeweils geprüft, inwieweit sich das Ant-
wortverhalten der Personalstellen von Universitäten von den Personalstellen 
der Fachhochschulen unterscheidet. 
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3. Sichtweise der 
Drittmittelgeber:innen 
 
Dieses Kapitel stellt die Ergebnisse der Befragungen von Drittmittgeber:in-
nen dar, wobei aufgrund der sehr großen Zurückhaltung der Befragten bei 
der Teilnahme an verschiedenen Erhebungsmethoden die Befunde aggre-
giert für alle Befragungsformate (Interviews, schriftliche Rückmeldungen, 
Onlinebefragung) dargestellt werden. 

 
 

3.1 Diskussionspunkte 
 
Auf Basis der Interviewergebnisse wurden drei maßgebliche Schwerpunkt-
bereiche identifiziert, in denen nachfolgend die Einschätzungen der Befrag-
ten wiedergegeben werden sollen. 

 
 

3.1.1 Haltung zu politischen Reformen 
 
Als erster zentraler Befund dieser Studie kann festgehalten werden, dass die 
befragten Mittelgeber:innen sich als „Auftraggeber:innen“ verstehen. Vor die-
sem Hintergrund wollen bzw. können sie – bis auf ganz wenige Ausnah-
men – weder eine Bewertung der rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
Beschäftigung wissenschaftlicher Mitarbeiter:innen an den Hochschulen, 
noch der Veränderungen in der Governance der Arbeit im Wissenschaftsbe-
reich abgeben. Generell herrscht vielfach Unkenntnis oder auch Desinte-
resse an den rechtlichen Rahmensetzungen und der Praxis des Personal-
managements der Auftragnehmer:innen zur Umsetzung der Forschungsauf-
träge. Entsprechend fehlt vielfach ein Problembewusstsein für bestehende 
Inkongruenzen zwischen Arbeitsrecht bzw. arbeitspolitischen Leitlinien der 
Hochschulen und Förderbedingungen. 

Wie in Kapitel 2.6 dargelegt drückt sich dies einerseits durch die Verwei-
gerung der Teilnahme der Bundesministerien an den verschiedenen Befra-
gungsinstrumenten aus. Die von den Ministerien beauftragten Projektträ-
ger:innen verwiesen gleichwohl auf die jeweiligen Bundesministerien als Mit-
telgeber:innen und sahen sich nicht in der Verantwortung, die in den über-
mittelten Leitfragen dargestellten Inkongruenzen von Förderbedingungen 
und rechtlichen Rahmensetzungen aufzulösen und weiter gehende Fragen 
zu beantworten. Andererseits gab es auch auf der Ebene der Landesmini-
sterien nur wenige Äußerungen in Bezug auf den skizzierten Wandel der 
Governance der Arbeit in der Wissenschaft.  

Vielfach herrschte bei den Befragten auch schlichtweg Unkenntnis über 
die rechtlichen Rahmenbedingungen der Arbeitsverhältnisse an den Hoch-
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schulen. Es wird aber deutlich, dass die wenigen Landesministerien, bei de-
nen Probleme in der Umsetzung von Forschungsprojekten auftraten, vor al-
lem politische Akteure in der Verantwortung sehen, die Abwicklung von Dritt-
mittelprojekten zu vereinfachen. 

Die befragten Stiftungen beschrieben sich in der Regel als unpolitisch und 
nahmen zumeist keine Einschätzungen zu arbeitsrechtlichen Rahmenbedin-
gungen vor. Dies trifft insbesondere auf Stiftungen zu, deren Fokus die För-
derung von Qualifizierungen durch Stipendien darstellt. Hier wurden lediglich 
negative Auswirkungen der arbeitsrechtlichen Reformen auf die internatio-
nale Mobilität von Wissenschaftler:innen gesehen und die Benachteiligung 
von Stipendiat:innen beim Zugang zur Hochschulinfrastruktur bzw. bei der 
Erfahrungsstufenberechnung bei einer späteren Einstellung kritisiert. 

Die übrigen befragten Stiftungen äußerten sich zwar ebenfalls eher zu-
rückhaltend zu politisch-rechtlichen Fragen. In Teilen wurden aber einzelne 
konkrete Aspekte wie beispielsweise die Vorgaben zur Qualifizierungszeit 
oder eine Anpassung von Projektlaufzeiten an die durchschnittliche Promo-
tionszeit als unrealistisch abgelehnt. Auch sahen mehrere Mittelgeber:innen 
dauerhafte wissenschaftliche Karrieren in der Drittmittelprojektbearbeitung 
eher kritisch und begrüßten demnach stärkere Regulierungen an dieser 
Stelle. Einige lehnen dem Grunde nach Refinanzierungen von entfristeten 
Stellen ab, wenngleich es bei den befragten Stiftungen nicht kontrolliert 
werde. Andere wiederum sahen es kritisch, wenn wissenschaftliche Mitar-
beiter:innen mit durch Drittmittelprojekten aufgebauten Kompetenzen auf-
grund externer Vorgaben die Hochschulen verlassen müssten. 

Es gab im Sample lediglich eine:n Mittelgeber:in, für den/die sich die mit 
dieser Studie adressierten Fragestellungen und der daraufhin entwickelte In-
terviewleitfaden als vollständig passend erwiesen. Diese:r Mittelgeber:in war 
sowohl sprachfähig zu arbeitsrechtlichen Herausforderungen aufseiten der 
Hochschulen bei der Umsetzung von Drittmittelprojekten, konnte die eigenen 
Förderbedingungen vor diesem Hintergrund reflektieren bzw. politische 
Schlussfolgerungen ziehen. So wurden zahlreiche rechtliche Neuregulierun-
gen der vergangenen Jahre kritisiert, wie z. B. der Qualifizierungsbegriff des 
WissZeitVG, die Nichtverlängerung von Arbeitsverträgen aufgrund der Sor-
gen vor Klagerisiken und die Schwierigkeiten bei der Umsetzung von entfris-
teten Stellen. Zudem wurde eine bessere Passgenauigkeit von Arbeitsrecht 
und Förderbedingungen eingefordert und beklagt, dass die Politik die Hoch-
schulverwaltungen regulativ und finanziell allein lasse. 
 
 
3.1.2 Förderbedingungen und Governance der Arbeit 
 
Ein wesentliches Ziel dieser Studie war es, Inkongruenzen von Förderbedin-
gungen der Drittmittelgeber:innen und veränderten rechtlichen Rahmenbe-
dingungen aufseiten der Hochschulen darzustellen und zu erörtern. Hierbei 
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muss zunächst einschränkend festgehalten werden, dass sich die in den 
Hochschulinterviews bei Böhme (2022) explizit genannten Förderer:innen 
auf der Ebene der Bundesministerien und Bundesinstitute leider nicht an den 
Befragungen im Rahmen dieser Untersuchung beteiligten. Deren Förderbe-
dingungen konnten daher nur in Teilen auf Basis von Dokumentenanalysen 
und den Schilderungen der Hochschulen bzw. anderer Mittelgeber:innen in-
direkt rekonstruiert werden, ohne, dass damit eine vollständige Einschätzung 
der Förderbedingungen dieser Mittelgeber:innen möglich ist. 

Die von Böhme (2022) beschriebenen Problemlagen (siehe Kapitel 2.5) 
beim Personaleinsatz insbesondere in Drittmittelprojekten wurden auf der 
Ebene der Mittelgeber:innen nur bedingt wahrgenommen. Vielfach fehle es 
den Befragten an Einblicken, wie die bewilligten Mittel umgesetzt würden: So 
geben die meisten der befragten Mittelgeber:innen an, keine Kenntnis dar-
über zu besitzen, ob Qualifizierungs- oder Drittmittelbefristungen zur Einstel-
lung verwendet würden und eher wenige Erfahrungen mit Elternzeitverlän-
gerungen zu haben. Auch sei im Projektantrag nur selten der/die zur Bear-
beitung vorgesehene wissenschaftliche Mitarbeiter:in bereits genannt. Inwie-
weit Mittel zur Refinanzierung verwendet werden, entzieht sich ebenfalls der 
Kenntnis der meisten Befragten.  

Nachfolgend seien die einzelnen Einschätzungen in acht ausgewählten in 
Anlehnung an die bei Böhme (2022) beschriebenen Herausforderungen ent-
wickelten Kategorien zusammengefasst. Dabei ließen sich in vier Aspekten 
wesentliche Anpassungsbedarfe aufzeigen. In einigen Punkten haben die in 
dieser Studie befragten Finanziers allerdings bereits ihre Förderbedingun-
gen an die veränderte Governance angepasst – teilweise bewusst, teilweise 
auch unbewusst. 
 
Projektlaufzeit und Qualifizierungsbegriff 
Herausforderung: Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Drittmittelprojekte 
können entstehen, wenn die Projektlaufzeiten zu kurz sind und somit der 
Förderzeitraum nicht mit dem Qualifizierungsbegriff der jeweiligen Hoch-
schule bzw. mit vereinbarten Mindestvertragslaufzeiten der entsprechenden 
Verträge zusammenpassen. 
Einschätzungen: Das Problem wurde in den Interviews kaum thematisiert. 
Allerdings lagen bei fast allen befragten Mittelgeber:innen die üblichen Pro-
jektlaufzeiten auch zwischen 18 und 36 Monaten. Viele Mittelgeber:innen 
lehnten kürzere Projekte ab, wenngleich diese durchaus in der Beantragung 
möglich sind. Vereinzelt komme die genannte Herausforderung (sowohl zu 
kurze Laufzeiten, als auch für Qualifizierungen unpassende Projekte) bei we-
nigen der befragten Landesministerien vor. 

Ergänzend dazu wurden durch einzelne überregionale Mittelgeber:innen 
Schwierigkeiten bei der Vertragsverlängerung für einige Monate im Falle 
kostenneutraler Verlängerungen beschrieben. Dies sei für Promovierende 
besonders unglücklich, da hier Ressourcen zur Verfügung stünden, um eine 
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Promotion abzuschließen, einige Personalstellen aber Kurzzeitverträge ver-
weigerten. Da nahezu alle Befragten darauf verwiesen, dass die bewilligten 
Projekte in der Regel um einige Monate kostenneutral verlängert würden, 
erscheint diese Herausforderung in der Praxis häufiger aufzutreten. 

Des Weiteren wurde der Qualifizierungsbegriff des WissZeitVG von ein-
zelnen Befragten als unpassend insbesondere für die Post-Doc-Phase kriti-
siert – hier fehle es bis heute an einem klaren Aufgabenverständnis für diese 
Zeit und das kulturelle Verständnis wissenschaftlicher Karrieren falle zuneh-
mend mit der konkreten Arbeitsteilung in der Hochschulpraxis auseinander. 
Anpassungsbedarfe: Hinsichtlich der Anpassung von Projektlaufzeiten an 
bestehende Vorgaben zur Mindestvertragslaufzeit ist festzuhalten, dass auf-
seiten der befragten Mittelgeber:innen nur wenig Veränderungsbereitschaft 
zu erkennen war. Das hat mehrere Ursachen: So ist für insbesondere im 
Bereich der Auftragsforschung bzw. Gutachtenerstellung zu konstatieren, 
dass diese immer im Rahmen klar vorgegebener Ressourcen und Zeitpläne 
durchzuführen sind. Hier muss letztendlich geklärt werden, ob es für diese 
Form der Forschung auch in Zukunft möglich sein soll, die Expertise und 
Kapazitäten von Hochschulen zu nutzen. Wenn diese Frage bejaht wird, sind 
die entsprechenden rechtlichen Rahmenbedingungen zu klären. 

Die vergleichsweise wenigen Problemschilderungen auf der Ebene der 
angefragten Landesministerien deuten aber darauf hin, dass an vielen Stel-
len bereits Lösungen gefunden wurden – ohne, dass diese aber im Detail 
darauf eingehen wollten. 

Bei den befragten überregionalen Projektförderer:innen lag die eher ge-
ringe Bereitschaft zur Anpassung von Laufzeiten vor allem an vier Aspekten: 
Erstens gibt es Mittelgeber:innen, die dem Grunde nach eine Trennung von 
Qualifizierung und Drittmittelforschung einfordern und es daher ablehnen, 
die Gestaltung von Forschungsprojekten von Qualifizierungserwägungen 
abhängig zu machen. Dies trifft bei einzelnen Befragten auch nur auf ein-
zelne Förderlinien zu – deren kürzere Projektlaufzeiten auf gezielte eher kür-
zere Forschungsbedarfe ausgerichtet seien.  

Zweitens prüfen viele Mittelgeber:innen das im Projektantrag dargestellte 
Verhältnis von Laufzeit und Qualifizierung gründlich. Insofern gebe es durch 
den Begutachtungsprozess noch Einflussmöglichkeiten auf die Rahmenbe-
dingungen von geplanten Qualifizierungen. So erlaubten es einige Mittelge-
ber:innen in kürzeren Vorhaben nicht, Doktorand:innen einzustellen.  

Drittens gibt es Mittelgeber:innen, deren Haushalts- und Finanzplan ma-
ximal zweijährige Vorhaben erlaube. Eine Anpassung sei hier nicht möglich. 
Und viertens betonen viele Befragte die Wichtigkeit von Qualifizierungen und 
verweisen vor diesem Hintergrund auf die Möglichkeit der kostenneutralen 
Verlängerungen bzw. auch der nachfinanzierten Verlängerungen zum Ab-
schluss einer Qualifizierung. 
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Verlängerung bei Elternzeit oder Krankheit 
Herausforderung: Wenn wissenschaftliche Mitarbeiter:innen in Drittmittelpro-
jekten nach § 2 Abs. 1 WissZeitVG eingestellt werden, dann haben diese im 
Falle von Elternzeit oder längeren Krankheit einen Anspruch auf das Nach-
holen dieser Zeiten. Dasselbe traf auf die coronabedingten Verlängerungen 
zu. Dies hat Auswirkungen auf die vereinbarten Projektlaufzeiten und wirft 
die Frage der Finanzierung einer möglichen Projektverlängerung auf. 
Einschätzungen: Die Umsetzung von Verlängerungsansprüchen vor allem 
aufgrund von Elternzeit in Drittmittelprojekten war nahezu allen bundeswei-
ten Mittelgeber:innen bekannt – ohne, dass es allerdings besonders viele 
praktische Erfahrungen und verbindliche Regelungen zum Umgang mit die-
ser Thematik gab. Auch wussten viele Mittelgeber:innen gar nicht, ob mit den 
zur Verfügung gestellten Mitteln vorgenommenen Einstellungen auf Basis ei-
ner Qualifizierungs- oder Drittmittelbefristung erfolgten, und ob sich damit 
potenziell die Frage der Finanzierung von Verlängerungen überhaupt stelle. 
Anpassungsbedarfe: Auffällig bei den befragten Förderer:innen ist, dass in 
dieser Frage in der Regel nicht auf festgelegte Regularien, sondern auf Ein-
zelfalllösungen verwiesen wurde. Häufig bedeute dies eine kostenneutrale 
Verlängerung des Projekts. In bestimmten Konstellationen, insbesondere 
dann, wenn die Projektergebnisse zeitlich gebunden sind und daher eine 
Verzögerung des Projektabschlusses die Projektergebnisse entwertet, war 
für einige Befragte auch die Finanzierung von Ersatzpersonal vorstellbar. 
Wie die Bundesministerien und Bundesinstitute mit dieser Fragestellung um-
gehen, war im Rahmen dieser Studie nicht zu klären. 
 
Kettenbefristungen 
Herausforderung: Viele Hochschulen prüfen vor der Einstellung bzw. Weiter-
beschäftigung, inwieweit ein neuer befristeter Arbeitsvertrag das Risiko für 
eine potenziell erfolgreiche Entfristungsklage erhöht. Im Ergebnis kann es 
dazu kommen, dass Drittmittel für eine Weiterbeschäftigung vorhanden sind, 
die bereits zuvor beschäftigten und eingearbeiteten wissenschaftlichen Mit-
arbeiter:innen aber keinen neuen Vertrag erhalten. 
Einschätzungen: Diese Herausforderung war den meisten Befragten eher 
unbekannt, wenngleich es vereinzelt entsprechende Erfahrungen gab. Die 
meisten Antragsteller:innen seien Hochschullehrer:innen und die Anträge 
sehen in der Regel noch keine konkrete Person zur Einstellung vor, insofern 
sei es unproblematisch, wenn es hier zu Änderungen komme. Gerade bei 
Promotionsstellen obliege dem/der Fördernehmer:in die konkrete Personal-
auswahl. Nur einzelne und wenige Förderlinien seien explizit an die jeweilige 
wissenschaftliche Nachwuchskraft gebunden. Hier seien Änderungen dann 
explizit zu begründen.  

Des Weiteren verweisen fast alle Befragten darauf, dass es ihnen nicht 
zustehe, Einfluss auf die Personalpolitik der Hochschulen zu nehmen, wenn-
gleich ein:e befragte:r Mittelgeber:in angab, dass in einem Einzelfall Kontakt 
zur Hochschule aufgenommen und um die Weiterbeschäftigung einer be-
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stimmten Person in einem Projekt gebeten wurde. Darüber hinaus formuliert 
eine andere Mittelgeberin klare Kritik: Als Mittelgeberin investiere man in wis-
senschaftliche Expertisenbildung und habe Interesse an wissenschaftlichen 
Qualifikationen, da das die Antragsteller:innen von morgen seien. Wenn gut 
ausgebildete Wissenschaftler:innen dann aus rein arbeitsrechtlichen Erwä-
gungen trotz vorhandener Drittmittel keinen neuen Arbeitsvertrag erhielten, 
sei das kritisch zu bewerten. 
Anpassungsbedarfe: Bei diesem Aspekt wurden aufseiten der Mittelgeber:in-
nen keine Anpassungspotenziale gesehen. 
 
Refinanzierung 
Herausforderung: An einigen Hochschulen wurden wissenschaftliche Mitar-
beiter:innen entfristet eingestellt, ohne, dass dafür eine Haushaltsstelle zur 
Verfügung steht. Diese Stellen sollen durch fortlaufende Drittmittelakquisen 
refinanziert werden. Einzelne Mittelgeber:innen lehnen die Finanzierung von 
entfristet beschäftigtem Personal im Rahmen der Projektförderung aber ab. 
Einschätzungen: Einige Befragte schilderten Anfragen von Hochschulen zur 
Thematik der Refinanzierung entfristeter Stellen, ohne, dass die jeweiligen 
Mittelgeber:innen den Hintergrund der Anfrage zuordnen konnten. Viele Mit-
telgeber:innen verwiesen zudem darauf, dass es ihnen an Informationen 
über die Vertragssituation der eingestellten Personen fehle, um eine Bewer-
tung zu dieser Herausforderung vornehmen zu können. Lediglich einer/ei-
nem Mittelgeber:in war das Problem im Detail bekannt. In diesem Fall stellte 
die Thematik aber keine Herausforderung bei der Mittelvergabe dar, da 
der/die entsprechende Mittelgeber:in Refinanzierungen problemlos ermög-
licht. 

Zudem zeigt sich, dass für die meisten der Befragten die konkrete Ver-
wendung der Mittel für befristetes oder nicht befristetes Personal letztlich 
nicht von Bedeutung ist, solange die Projektziele damit nicht gefährdet seien. 
Die Hochschulen sollten über die Verwendung der Mittel entscheiden – so 
der überwiegende Tenor. Da die Mittel der Projektdurchführung dienten, sei 
schließlich ausgeschlossen, dass damit strukturelle Aufgaben des Staats 
durch Drittmittel finanziert würden. Allerdings formulieren mehrere Befragte 
Zweifel daran, ob eine dauerhafte Karriere in der Drittmittelforschung erstre-
benswert und sinnvoll sei. 

Zwei befragte Mittelgeber:innen sahen die Praxis der Refinanzierung da-
gegen auch kritisch. Sie vertraten die Meinung, dass die Mittel zusätzlich 
seien und daher nicht für entfristetes Personal verwendet werden sollten. 
Gleichzeitig räumten die Befragten aber ein, dass ihnen die Kontrollmöglich-
keiten fehlten und sie daher vermutlich keine Kenntnis darüber hätten, ob die 
Drittmittel zur Refinanzierung eingesetzt würden. Einen zusätzlichen Kon-
trollmechanismus zu etablieren, lehnen diese Mittelgeber:innen aber ab. Es 
könne aber sein, dass bei einzelnen Mittelgeber:innen beim Begutachtungs-
prozess eines Antrags Kritik daran formuliert wird, wenn der/die vorgesehene 
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wissenschaftliche Mitarbeiter:in bereits zehn und mehr Jahre befristet an der 
Hochschule arbeite.  

Andere Mittelgeber:innen wiederum hatten bisher zur Frage der Refinan-
zierung entfristeter Stellen in der Wissenschaft keine dezidierte Position, 
zum Teil haben sie erstmals im Rahmen des Interviews von dieser Heraus-
forderung erfahren. 
Anpassungsbedarfe: Die von Böhme (2022) geschilderten Probleme bei der 
Refinanzierung entfristeter Stellen betreffen keine der im Rahmen dieser 
Studie befragten Mittelgeber:innen. Insofern wurde auch kein Handlungsbe-
darf gesehen.  

Die Überprüfung der Förderrichtlinien verschiedener Bundesministerien 
und Bundesinstitute zeigt jedoch, dass sich dort jeweils ein identischer Satz 
findet: „Personalausgaben/-kosten sind nur zuwendungsfähig, soweit sie 
nicht bereits durch Dritte aus öffentlichen Haushalten gedeckt sind.“ Ausge-
hend von diesem Satz wird vermutet, dass es bei der Prüfung dieser Voraus-
setzungen bei entfristeten – aber refinanzierungspflichtigen wissenschaftli-
chen Mitarbeiter:innen zu Problemen kommen kann. So lassen sich die Bun-
desministerien und Bundesinstitute in der Regel durch die Fördernehmer:in-
nen bestätigen, dass die eingesetzten Mitarbeiter:innen nicht grundfinanziert 
sind und verlangen bei Prüfvorgängen auch Einsicht in die Arbeitsverträge 
der eingesetzten wissenschaftlichen Mitarbeiter:innen. 

Hochschulen geraten dadurch in das Problem, wie die fehlende Grundfi-
nanzierung der vorgesehenen Mitarbeiter:innen nachgewiesen werden 
kann, wenn deren Verträge entfristet wurden, da sich diese Arbeitsverträge 
formal nicht von einem unbefristeten Arbeitsvertrag auf einer Haushaltsstelle 
unterscheiden. Diese Praxis steht dem Grundgedanken der Entfristung von 
wissenschaftlichem Personal und deren fortlaufenden Refinanzierung durch 
Drittmittel daher im Wege. Eine Diskussion dieser Förderbedingungen im 
Rahmen von Experteninterviews lehnten die entsprechenden Ministerien 
und Bundesinstitute aber ab. 
 
Qualifizierungszeit im Rahmen des Arbeitsverhältnisses 
Herausforderung: Durch einzelne Landeshochschulgesetze oder lokale Ko-
dizes für Gute Arbeit ergeben sich Vorgaben, dass wissenschaftliche Mitar-
beiter:innen einen bestimmten Anteil ihrer Arbeitszeit für die eigene Qualifi-
zierung zur Verfügung haben müssen. Dies könnte dazu führen, dass bei der 
Kalkulation von Drittmittelprojekten explizit auch Qualifizierungszeit bei der 
Personalkostenberechnung berücksichtigt werden muss. 
Einschätzungen: Die Anforderungen aus den Vorgaben zur notwendigen 
Qualifizierungszeit in der Drittmittelforschung wurden vonseiten der befrag-
ten Drittmittelgeber:innen als nicht relevant angesehen. Die Mittelgeber:in-
nen sehen die Verantwortung für die sinnvolle Verknüpfung von Forschungs-
projekt und Qualifizierung aufseiten der Hochschulen und lehnen eine zu-
sätzliche Finanzierung von Qualifizierungszeit daher ab. Derartige Überle-
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gungen seien fern der Realität und kein Antragsteller:in komme auf die Idee, 
Projekte nach diesen Kriterien zu kalkulieren. 
Anpassungsbedarfe: Bei diesem Aspekt wurden aufseiten der Mittelgeber:in-
nen keine Anpassungspotenziale gesehen. 
 
Zweitmittel 
Herausforderung: Einige Hochschulen stufen Projektmittel, welche von Lan-
desministerien zur Forschung zur Verfügung gestellt werden, als Zweitmittel 
ein, sodass hier keine Drittmittelbefristung nach § 2 Abs. 2 WissZeitVG mög-
lich ist. Handelt es sich zusätzlich um kürzere Vorhaben, die nicht als Quali-
fizierungsbefristung darstellbar sind, können in bestimmten Konstellationen 
Projekte gar nicht mehr mit befristetem Personal umgesetzt werden bzw. 
dann vielfach auch nicht mehr durch Hochschulen realisiert werden. 
Einschätzungen: Das Problem der Einstufung von Landesmitteln als Zweit-
mittel war lediglich aufseiten einiger Landesministerien bekannt. Dass des-
wegen ein Forschungsvorhaben nicht stattfinden konnte, wurde allerdings 
nur in einem Fall geschildert. 
Anpassungsbedarfe: Bei diesem Aspekt wurden aufseiten der Mittelgeber:in-
nen keine Anpassungspotenziale gesehen. 
 
Aufstockungen 
Herausforderung: Durch Einschränkungen der Möglichkeiten, bestehende 
Arbeitsverträge in ihrem Umfang für einen befristeten Zeitraum anzupassen, 
komme es zu Schwierigkeiten bei der Umsetzung kleinerer Projekte, die 
keine neue Einstellung finanziell ermöglichten. 
Einschätzungen: Hier fehlte es offenbar allen Mittelgeber:innen an den not-
wenigen Informationen über den Personaleinsatz in den Drittmittelprojekten. 
Anpassungsbedarfe: Bei diesem Aspekt wurden aufseiten der Mittelgeber:in-
nen keine Anpassungspotenziale gesehen. 
 
Bürokratie 
Herausforderung: Die gestiegenen Anforderungen an die Prüfung von Ar-
beitsverträgen in Verbindung mit einer gewachsenen rechtlichen Unsicher-
heit bei der Interpretation verschiedener Rechtsnormen führten zu einer Zu-
nahme von Bürokratie. 
Einschätzungen: Eine Zunahme von Bürokratie bei der Abwicklung von Pro-
jekten wurde von fast allen Mittelgeber:innen beklagt. Im Fokus standen da-
bei aber eher Schwierigkeiten bei der finanziellen Abwicklung der Projekte 
(Finanzplan, Mittelabruf). Ergänzend dazu wurde allerdings auch kritisiert, 
dass sich der Projektstart von Vorhaben oftmals verzögere, da die Einstel-
lungsverfahren bei den Hochschulen immer länger dauerten. 
Anpassungsbedarfe: Bei diesem Aspekt wurden aufseiten der Mittelgeber:in-
nen keine Anpassungspotenziale gesehen. 
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3.1.3 Verhältnis Qualifizierungs- und Drittmittelbereich 
 
Böhme (2022: S. 42 f.) sah im ungeklärten Verhältnis von Qualifizierungs- 
und Drittmittelbereich eine wesentliche Ursache für begrenzte intendierte 
und zusätzliche nicht intendierte Effekte des Wandels der Governance der 
Arbeit im Hochschulsektor. Vor diesem Hintergrund wurde in den Interviews 
mit überregionalen Drittmittelgeber:innen das Verhältnis von Qualifizierung 
und Drittmittelforschung erörtert. Und es zeigen sich grundlegend unter-
schiedliche Einschätzungen innerhalb dieser Akteursgruppe – ein Beleg für 
die heterogenen Vorstellungen der beteiligten Akteure zur Zukunft des Wis-
senschaftssystems wie sie auch schon auf der Ebene von Personalstellen, 
Wissenschaftler:innen und Arbeitnehmervertretungen festgestellt wurden 
(Böhme 2022: S. 38 ff.).  

So gibt es unter den Befragten einerseits die Vorstellung, dass Qualifizie-
rung und Drittmittelforschung zwei verschiedene Bereiche seien, die auch 
regulatorisch klar voneinander getrennt werden sollten. Im Bereich der Dritt-
mittelforschung stünden die Projektziele und die Interessen der jeweiligen 
Mittelgeber:innen viel stärker im Fokus. Insofern sollten Qualifizierungen 
auch eher losgelöst von Drittmittelprojekten verlaufen, da die Anforderungen 
der Drittmittelforschung (z. B. Transferaktivitäten) ein Hemmnis für den er-
folgreichen Abschluss von Qualifizierungen darstellten. Mittelgeber:innen 
dieses Typs lehnen es beispielsweise auch ab, dass wissenschaftliche Mit-
arbeiter:innen mit halben Stellen in der Qualifizierung noch ergänzend über 
Drittmittelprojekte aufstocken. Es wird die Haltung vertreten, dass Qualifizie-
rungen am besten auf Haushaltsstellen oder durch Qualifizierungsstipendien 
zu erreichen seien. 

In Ergänzung dazu wurde von Mittelgeber:innen mit dem Fokus auf die 
Förderung von Stipendiat:innen eingefordert, die Regelungen für Stipendien 
leichter und rechtssicherer auszugestalten. Viele Hochschulen profitierten 
enorm von den Leistungen geförderter Stipendiat:innen. Sie verursachten 
keine Personalkosten, es gebe keine arbeitsrechtlichen Risiken und die 
Hochschulen hätten vielfach Zugriff auf die Forschungsergebnisse. Aus die-
sem Grund wird eine Besserstellung von Stipendiat:innen beim Zugang zu 
Hochschulinfrastruktur und eine Anerkennung der Stipendiat:innenzeit als 
Arbeitserfahrung bei der Stufenberechnung des Tarifvertrags im Falle einer 
möglichen Einstellung der Promovend:innen gefordert. 

Eine zweite Gruppe von Befragten vertritt in diesen Fragen die genau ge-
gensätzliche Haltung: Eine zentrale Gelingensbedingung von Drittmittelfor-
schung sei gerade die möglichst enge Verbindung von Projekt- und Qualifi-
zierungszielen. Dabei handelt es sich in der Regel um Mittelgeber:innen, die 
keine getrennte Qualifikationsförderung durch Stipendien betreiben und da-
her mit der Projektförderung auch Qualifizierungen initiieren wollen. Die Lauf-
zeiten von Vorhaben bei den Mittelgeber:innen diesen Typs sind in der Regel 
auch drei Jahre. Bei Projektanträgen werde auf die Verknüpfung von Projekt- 
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und Qualifizierungszielen genau geachtet und die mit der WissZeitVG-No-
velle initiierte Tendenz, Drittmittelforschung stärker unter Qualifizierungsas-
pekten zu sehen, wird begrüßt. 

Ferner zeigt sich in den Interviews eine dritte Gruppe von Mittelgeber:in-
nen. Diese sind in der Frage des Verhältnisses von Drittmittelforschung und 
Qualifizierungsbereich unentschieden. Ursache dafür ist entweder, dass die 
Befragten jeweils Vor- und Nachteile beider Varianten sehen und aus diesem 
Grund keine Abwägung vornehmen möchten. Oder den Mittelgeber:innen 
war die Fragestellung völlig neu und sie konnten daher keine Auskunft ge-
ben. 
 
 
3.2 Lösungsmöglichkeiten 
 
Im Gegensatz zu den Experteninterviews mit Personalstellen, Wissenschaft-
ler:innen und Arbeitnehmervertretungen fiel es den befragten Drittmittelge-
ber:innen sehr schwer, konkrete Veränderungspotenziale in Bezug auf recht-
liche Rahmenbedingungen oder eigene Förderbedingungen zu identifizie-
ren. Viele Mittelgeber:innen sehen es daher eher nicht als ihre Aufgabe an, 
bestehende Inkongruenzen von Förderrichtlinien und den Regelungen für 
die Beschäftigung wissenschaftlicher Mitarbeiter:innen zu reduzieren. Einige 
Befragte verweisen darauf, dass die eigenen Spielräume bereits vollständig 
ausgeschöpft seien, andere lehnen die Anpassung von Förderbedingungen 
in der Tendenz eher ab. 

Konkrete politische Handlungsempfehlungen formulieren die Befragten 
nur sehr selten, sondern verweisen eher auf ihre unpolitische Rolle als För-
dergeber:innen. Dazu kommt, dass insbesondere die Mittelgeber:innen, bei 
denen besonders starke Inkongruenzen von Förderbedingungen zur arbeits-
rechtlichen Regulierung in der Wissenschaft vermutet wurden, nicht an den 
Befragungen teilnahmen. Einzelne Ministerien gaben lediglich den Hinweis, 
dass man in Bezug auf Erfahrungen bei der Drittmittelförderung im Aus-
tausch mit dem BMAS und dem BMBF sei. 

So können auf Basis der Mittelgebergespräche lediglich einige wenige 
Anregungen zur Weiterentwicklung der Governance der Arbeit in der Wis-
senschaft formuliert werden. So machte insbesondere eine befragte Mittel-
geberin deutlich, dass es notwendig sei, rechtssichere Befristungen in der 
Wissenschaft zu ermöglichen. Die derzeitige Unsicherheit schade am Ende 
allen Beteiligten. Doch greife es zu kurz, lediglich darauf zu fokussieren, Be-
fristungen wieder zu vereinfachen, denn der Fachkräftemangel mache es er-
forderlich, viel stärker als bisher über die Attraktivität des Wissenschaftler:in-
nenberufs nachzudenken. Ein mögliches Modell sei es dabei, in der Promo-
tionsphase durchaus weiterhin mit Befristungen zum Erreichen von Qualifi-
zierungszielen zu arbeiten. Für die Post-Doc-Phase brauche es aber drin-
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gend neue Personalkategorien auch für unbefristete Stellen, also Berufsbil-
der unterhalb einer Professur.  

Eine zentrale Aufgabe für derartige Stellen könne die Drittmittelforschung 
sein. Hierfür sei es aber notwendig, rechtssichere Lösungen (z. B. eines Re-
finanzierungstopfes) zu erarbeiten, wie das Personal finanziert werden 
könne, wenn die Drittmittel ausliefen und es keine sofortige Anschlusslösung 
gebe. Ein Problem sei dabei die vielfach miserable Grundfinanzierung der 
Hochschulen. 
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4. Sichtweise der Personalstellen 
 
Dieses Kapitel stellt die Ergebnisse der Onlinebefragung der Personalstellen 
der staatlichen Hochschulen in Deutschland dar, an der sich 86 Personal-
stellen beteiligten. Die Fragen zielten darauf ab, die in der Studie von Böhme 
(2022) vor allem auf Basis von Interviews mit Wissenschaftler:innen und Ar-
beitnehmervertretungen gewonnenen qualitativen Thesen aus Sicht der Per-
sonalstellen zu überprüfen. Insofern orientiert sich die Reihenfolge der Ana-
lyseschritte an den fünf zentralen Befunden der Studie von Böhme (2022). 
Die Ergebnisse reflektieren dabei vor allem die unterschiedliche Praxis in 
Bezug auf den Umgang mit der veränderten Rechtslage bzw. der Gover-
nance der Arbeit durch die Personalstellen an den verschiedenen Hochschu-
len. 

 
 

4.1 Governance der Arbeit im Wandel 
 
Die erste zentrale These der Studie von Böhme (2022: S. 19 ff.) ist, dass der 
Wandel der arbeitsrechtlichen Grundlagen für die Beschäftigung wissen-
schaftlicher Mitarbeiter:innen oftmals unzulässigerweise auf die Novellierung 
des WissZeitVG verkürzt werde, obwohl die Veränderungen der Governance 
auf zahlreichen Ebenen feststellbar seien. Dieser These kann aufgrund der 
Einschätzung der befragten Personalstellen zugestimmt werden. Denn wie 
Abbildung 1 zeigt, haben 86 Prozent der Personalstellen auch auf der Lan-
desebene Aktivitäten zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Wis-
senschaft wahrgenommen, am häufigsten – zu 40 Prozent – wurden sie ver-
pflichtet, einen Kodex für Gute Arbeit an ihrer Hochschule zu erstellen.  

Zusätzlich haben einige Hochschulen auch unabhängig von Landesvor-
gaben einen lokalen Kodex für Gute Arbeit entwickelt – in der Summe gaben 
immerhin 68 Prozent der befragten Hochschulen an, einen solchen Kodex 
zu besitzen. Unter den befragten Universitäten traf das sogar auf 92 Prozent 
zu, bei Fachhochschulen bejahten diese Frage lediglich 44 Prozent. 

Wie schon in den Experteninterviews von Böhme (2022) deutlich wurde, 
besteht bei den Akteuren des Wissenschaftssystems teilweise Unzufrieden-
heit mit dem Wandel der Governance der Arbeit. Diese These lässt sich für 
die Personalstellen durch die Onlineumfrage auch quantifizieren. So zeigt 
Abbildung 2, dass nahezu keine Personalstelle sehr zufrieden mit den Re-
formen ist – allerdings gab auch kaum jemand an, sehr unzufrieden zu sein. 
Es zeigt sich in der Tendenz, dass die Praxis von Kodizes im Mittel etwas 
besser eingeschätzt wird als die Novellierung des WissZeitVG oder die 
Rechtsprechung. In Kommentaren werden jedoch auch die Umsetzungs-
schwierigkeiten und die fehlende Hinterlegung von Kodizes mit finanziellen 
Ressourcen bemängelt.  
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Kritik am WissZeitVG wird zumeist damit begründet, dass das Gesetz viel 
Rechtsunsicherheit hervorgerufen habe, der Verwaltungsaufwand dadurch 
deutlich gestiegen sei, die Anforderungen des Qualifizierungsbegriffs in der 
Praxis schwer umzusetzen seien und dass akzessorisches Personal in Pro-
jekten nicht mehr über das WissZeitVG befristet werden könne. Auch in Be-
zug auf die Rechtsprechung wird mehrfach angemerkt, dass die Urteile in 
der Praxis nur schwer umzusetzen seien. Auffällig ist zudem, dass die be-
stehenden (und in einigen Bundesländern damit eher sehr begrenzten) 
Rechte der Personalräte deutlich positiver eingeschätzt werden als eine Er-
weiterung dieser Beteiligungsrechte. Diese – so ein Kommentar – führe zu 
immensem Aufwand, Rechtsunsicherheit und starken Einschränkungen der 
Organisationshoheit der Hochschulen. 
 

 
Abbildung 1: Wandel der Governance der Arbeit im Hochschulbereich 
 

 
 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=85 
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Abbildung 2: Bewertung des Wandels der Governance der Arbeit 
 

 
 

Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=max. 78; Abweichungen von 100 Prozent in der Summe 
sind rundungsbedingt 

 
 

4.2 Rechtsanwendung 
 

Als zweiter Kernbefund der Studie von Böhme (2022: S. 23 ff.) gilt die stark 
unterschiedliche Rechtsauffassung zur Befristung wissenschaftlicher Mitar-
beiter:innen zwischen den Hochschulen. Die Ergebnisse der Onlinebefra-
gung der Personalstellen bestätigen auch diesen Befund grundsätzlich.  

Es zeigen sich zudem gewisse Schwerpunkte bei der Rechtsinterpreta-
tion. So wird im Einzelnen beispielsweise deutlich, dass in Bezug auf den 
Qualifizierungsbegriff weite Begriffsauslegungen für beide Qualifizierungs-
phasen am häufigsten genannt wurden (siehe Tabelle 2) – dies bestätigt die 
Kritik von Klovert (2017) und Burchard (2017), die eine erhebliche Ausdeh-
nung des Begriffs der Qualifizierung beklagten, sodass die Hochschulen ihre 
Einstellungspraxis kaum verändern müssten. Dahinter folgt der Fokus auf 
die Promotion in der ersten Qualifizierungsphase in Verbindung mit diversen 
Qualifizierungszielen für Post-Docs. Allerdings gibt es auch Hochschulen, 
die den Qualifizierungsbegriff grundsätzlich auf Formalqualifikationen be-
schränken. Relevante Unterschiede zwischen teilnehmenden Universitäten 
und Fachhochschulen zeigten sich dabei nicht. 
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Tabelle 2: Qualifizierungsbegriff 
 
Kategorie Anteil 
weite Begriffsauslegung in beiden Qualifizierungsphasen, aber 
mit der Vorgabe stetig neuer Ziele 

42 % 

Fokus auf Promotion in der ersten Qualifizierungsphase, diverse 
Qualifizierungsziele für Post-Docs 

28 % 

Fokus auf Formalqualifikationen, aber mit Ausnahmen 26 % 
weite Begriffsauslegung in beiden Qualifizierungsphasen mit Wie-
derholungsmöglichkeiten der Ziele 

14 % 

strikte Verengung auf Formalqualifikationen  13 % 
Qualifizierungsbegriff passt für uns nicht. 8 % 

 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=76, Mehrfachnennung möglich 
 

 
Hinsichtlich der Befristungsart in Drittmittelprojekten weisen die Befunde der 
Onlinebefragung darauf hin, dass bei der Mehrheit der Hochschulen die Dritt-
mittelbefristung nach § 2 Abs. 2 WissZeitVG (siehe Tabelle 3) weiterhin zum 
Einsatz kommt – hier erweckten die qualitativen Daten aus Interviews an 30 
Universitäten (Böhme 2022) einen etwas anderen Eindruck. Allerdings lässt 
sich diese Diskrepanz durch einen Vergleich der Angaben von Fachhoch-
schulen und Universitäten auflösen. Während bei Fachhochschulen 78 Pro-
zent der Angaben darauf entfielen, dass die Drittmittelbefristung der Regel-
fall in Drittmittelprojekten sei, so waren das bei Universitäten nur 41 Prozent. 
Demgegenüber gaben Fachhochschulen nur sehr selten einen Vorrang der 
Qualifizierungsbefristung an, an Universitäten gilt dagegen den Befragungs-
ergebnissen zufolge bei der Mehrheit ein Vorrang von § 2 Abs. 1 gegenüber 
§ 2 Abs. 2 WissZeitVG, in der Regel allerdings mit Ausnahmen. 

 
 

Tabelle 3: Befristungsart in Drittmittelprojekten 
 
Kategorie Anteil 
§ 2 Abs. 2 als Regelfall in Drittmittelprojekten  58 % 
Vorrang § 2 Abs. 1 vor § 2 Abs. 2 unter Ausnahmen  26 % 
Absoluter Vorrang § 2 Abs. 1 vor § 2 Abs. 2  15 % 
Sonstiges 6 % 

 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=66, Mehrfachnennung möglich 
 

 



BÖHME/DINGELDEY: ARBEITSRECHTSREFORMEN UND IHRE FOLGEN FÜR DIE WISSENSCHAFT | 41 

Böhme (2022: S. 24 f.) zeigte des Weiteren auf, dass sich aus einer Anwen-
dung der Qualifizierungsbefristung in Drittmittelprojekten die Herausforde-
rung ergibt, in bestimmten Konstellationen (Krankheit, Elternzeit, Corona) 
Verlängerungsoptionen für die wissenschaftlichen Mitarbeiter:innen zu finan-
zieren.  

Wie Tabelle 4 zeigt, deuten die Ergebnisse der Onlinebefragung der Per-
sonalstellen darauf hin, dass bei einer relativen Mehrheit der befragten Hoch-
schulen eine Finanzierung der Verlängerungsoptionen durch die Drittmittel-
geber:innen den Regelfall darstellt. Anzunehmen ist dabei, dass es sich da-
bei – wie in Kapitel 3.1.2 diskutiert wurde – zumeist um eine kostenneutrale 
Verlängerung handelt. Es kann aber mit den Befragungsdaten aufgezeigt 
werden, dass auch hochschulinterne Finanzierungen durch die Fachberei-
che/Institute und hochschulweite Fondslösungen in einer Reihe von Hoch-
schulen mittlerweile üblich sind. Sollte die Finanzierung ungeklärt sein, so 
geben viele Personalstellen an, dass man dann von der Verwendung des § 2 
Abs. 1 in Drittmittelprojekten absehe. Das Antwortverhalten der Personal-
stellen von Fachhochschulen und Universitäten unterschied sich in dieser 
Frage nicht. 
 

 
Tabelle 4: Finanzierung Verlängerungsoption 
 
Kategorie Anteil 
Finanzierung durch Drittmittelgeber:in als Regelfall 49 % 
Nicht-Absicherung der Finanzierung als Ausschlussgrund für die 
Verwendung von § 2 Abs. 1 in Drittmittelprojekten  

40 % 

Finanzierung durch Fachbereiche/Institute als Regelfall 25 % 
hochschulweite Fondslösung 14 % 

 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=65, Mehrfachnennung möglich 
 
 
Aus der in Tabelle 3 dargestellten häufigen Nutzung der Drittmittelbefristung 
ergibt sich die Frage der Dauer der Anwendbarkeit je Wissenschaftler:in. 
Böhme (2022: S. 25) wies darauf hin, dass viele der befragten Universitäten 
den Gebrauch von § 2 Abs. 2 WissZeitVG reglementierten, zum einen hin-
sichtlich der maximalen Anzahl an dementsprechend befristeten Verträgen 
und zum anderen in Bezug auf notwendige Voraussetzungen. Die Ergeb-
nisse der Onlineumfrage bestätigen die qualitativen Annahmen hier weitest-
gehend (siehe Tabelle 5 und Tabelle 6). 

Dabei zeigt sich die Spaltung sehr deutlich zwischen den Hochschulen, 
die eine Drittmittelbefristung bei Vorliegen der Drittmittel theoretisch dauer-
haft und unbegrenzt häufig zulassen und denjenigen Hochschulen, die eine 
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informelle Höchstbefristungsdauer für den § 2 Abs. 2 WissZeitVG bejahen. 
Diese liege oftmals im Bereich von maximal drei bis sechs Verträgen in drei 
bis vier Jahren. Am häufigsten werde diese Grenze jedoch individuell von 
der jeweiligen Vertragsbiografie der Beschäftigten und den zeitlichen Rah-
menbedingungen des vorgesehenen Projekts abhängig gemacht – so sehen 
dies zumindest die meisten Erläuterungen vor, die zur Kategorie „Sonstiges“ 
gemacht wurden. 

Interessant ist auch hier ein Vergleich des Antwortverhaltens der Perso-
nalstellen von Fachhochschulen und Universitäten. Während bei Fachhoch-
schulen fast die Hälfte aller Antworten (47 Prozent) auf eine unbegrenzte 
Nutzung der Drittmittelbefristung verweist, so macht diese Kategorie bei Uni-
versitäten lediglich 14 Prozent aus. Demgegenüber sind die individuellen 
Prüfungen der Vertragssituationen der wissenschaftlichen Mitarbeiter:innen 
in Hinblick auf ein mögliches Klagerisiko bei Nutzung des § 2 Abs. 2 an Uni-
versitäten wesentlich stärker verbreitet als an Fachhochschulen. 
 
 
Tabelle 5: Dauer der Anwendung § 2 Abs. 2 WissZeitVG 
 
Kategorie Anteil 
Sonstiges 36 % 
maximal drei bis sechs Verträge in drei bis vier Jahren 33 % 
unbegrenzt nutzbar 27 % 
gar nicht bzw. nur unter Ausnahmen nutzbar 2 % 
maximal für einen Vertrag 0 % 

 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=66, Mehrfachnennung möglich 
 

 
Die in den Experteninterviews von Böhme (2022: S. 25 f.) geschilderten Be-
dingungen, die einzelne Universitäten zur Absicherung des Klagerisikos bei 
Verwendung des § 2 Abs. 2 WissZeitVG eingeführt haben, sind den Ergeb-
nissen der Onlineumfrage zufolge bisher vergleichsweise eher selten. Etwa 
zwei von drei Personalstellen gaben an, dass eine Drittmittelbefristung ohne 
zusätzliche Bedingungen vorgenommen werde. Allerdings erhalten alle ge-
nannten Voraussetzungen zumindest von einzelnen Befragten Zustimmung. 
Auffällig dabei ist, dass es sich bei den Hochschulen, welche Ausfallbürg-
schaften oder Haushaltsstellen zur Absicherung von Drittmittelbefristungen 
von den einzelnen, die Projekte durchführenden Bereichen oder Instituten 
der Hochschulen verlangen oder den § 2 Abs. 2 WissZeitVG nicht für sog. 
Zweitmittel anwenden, fast ausschließlich um Universitäten handelt. 
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Tabelle 6: Absicherung § 2 Abs. 2 WissZeitVG 
 
Kategorie Anteil 
ohne Bedingungen 63 % 
Ausfallbürgschaft 13 % 
Ausschluss bei Zweitmitteln 10 % 
Hinterlegen einer Haushaltsstelle als Sicherheit 8 % 
nicht relevant, da keine Befristungen nach § 2 Abs. 2  5 % 

 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=62, Mehrfachnennung möglich 
 

 
Böhme (2022: S. 27) wies ferner darauf hin, dass je nach Hochschule unter-
schiedliche punktuelle Optionen zur Entfristung wissenschaftlicher Mitarbei-
ter:innen zum Einsatz kämen. Allerdings seien diese nicht an allen Hoch-
schulen bzw. allen Fachbereichen und Professuren erwünscht. Auch dieser 
Befund spiegelt sich in den Ergebnissen der Onlinebefragung gut wider 
(siehe Tabelle 7). So weisen mit 61 Prozent die meisten Befragten darauf 
hin, dass Entfristungen von Haushaltsstellen auf Instituts- und Fachbereichs-
ebene theoretisch möglich seien. Entfristungen von Drittmittelstellen durch 
laufende Refinanzierungen sind dagegen bisher nur bei etwas weniger als 
einem Viertel der Befragten durchführbar. Gleichzeitig weisen jedoch auch 
28 Prozent darauf hin, dass diese Form der Entfristung in ihren Bundeslän-
dern bzw. Hochschulen bisher rechtlich nicht möglich ist. 

Nur sehr selten haben Hochschulen zudem entsprechende Fonds- oder 
Kreditsysteme initiiert, um das Refinanzierungsrisiko derartiger Stellen zu 
begrenzen. Etwa jede siebte Personalstelle weist zudem darauf hin, dass 
Entfristungen von wissenschaftlichen Stellen an ihren Hochschulen eher 
nicht gewollt seien. Relevante Unterschiede im Antwortverhalten zwischen 
Fachhochschulen und Universitäten zeigen sich bei dieser Frage nicht. 
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Tabelle 7: Entfristung von wissenschaftlichen Stellen 
 
Kategorie Anteil 
Entfristung von Haushaltsstellen möglich (Fachbereiche/Institute) 61 % 
Entfristung rechtlich nicht umsetzbar (z. B. bei Drittmitteln und Er-
fordernis einer Haushaltsstelle) 

28 % 

Entfristung von Drittmittelstellen auf Instituts- und Fachbereichs-
ebene bei Übernahme des Refinanzierungsrisikos möglich 

23 % 

Entfristung nicht gewollt 15 % 
Fonds-/Kreditlösungen zur Begrenzung des Refinanzierungsrisikos 4 % 

 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=75, Mehrfachnennung möglich 
 

 
Der Umgang mit Aufstockungen bestehender Arbeitsverträge sei Böhme 
(2022: S. 26 f.) zufolge aufseiten der Hochschulen mit gewissen Rechtsunsi-
cherheiten behaftet, die dazu führten, dass es auch hier zunehmend zu Ein-
schränkungen komme. Den Ergebnissen der Onlineumfrage nach trifft das 
jedoch im Vergleich zu den übrigen hier dargestellten Aspekten eher auf eine 
kleinere Anzahl an Hochschulen zu (siehe Tabelle 8). So weisen fast vier 
von fünf befragten Personalstellen darauf hin, dass das Aufstocken befriste-
ter/unbefristeter Stellen unter Angaben einer Begründung problemlos mög-
lich sei. 

Die meisten der zur Auswahl gestellten Einschränkungen werden aber 
von einigen wenigen Hochschulen bejaht. Dabei zeigt sich, dass es sich hier-
bei fast ausschließlich um Universitäten handelt. Allerdings sei darauf hinge-
wiesen, dass von denjenigen Personalstellen, die in der Onlineumfrage eine 
oder mehrere der genannten Bedingungen für das Aufstocken markierten, 
immerhin fast 70 Prozent gleichzeitig der Meinung waren, dass das Aufsto-
cken dennoch problemlos möglich sei. Hier ergibt sich also noch Klärungs-
bedarf dahingehend, welche Folgen die Aufstockungsvoraussetzungen letzt-
lich für eine geplante vorübergehende Erhöhung der Wochenarbeitszeit in 
einem bestehenden Arbeitsvertrag haben. 
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Tabelle 8: Umfang mit Aufstockungen 
 
Kategorie Anteil 
befristetes Aufstocken befristeter/unbefristeter Stellen unter Anga-
ben einer Begründung problemlos möglich 

79 % 

nur bei Einheit des Vertrags 18 % 
nur unerhebliche Aufstockungen 10 % 
nur bei klar abgrenzbaren Tätigkeiten, nur bei Ausfallbürgschaft 6 % 
nur bei § 2 Abs. 2 WissZeitVG 3 % 
Begrenzung der Zahl der Kostenstellen 3 % 
nur bei befristetem Vertrag 0 % 

 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=72, Mehrfachnennung möglich 
 

 
Mit der Herausnahme des akzessorischen Personals aus dem Geltungsbe-
reich des WissZeitVG gingen die Hochschulen unterschiedlich um – so die 
letzte These zur unterschiedlichen Rechtsanwendung von Böhme (2022: 
S. 27 f.). Auch dieser Aspekt wird durch die Onlineumfrage bestätigt (siehe 
Tabelle 9). In vielen Fällen komme hierfür als Alternative das TzBfG für eine 
begrenzte Zahl an Projekten zum Einsatz. Nur wenige Hochschulen sehen 
im TzBfG aber eine geeignete Grundlage für längerfristige und wiederholte 
Befristungen des akzessorischen Personals aus Forschungsprojekten.  

Während zumindest über 40 Prozent der Befragten darauf verweisen, 
dass Teile des akzessorischen Personals auf zusätzlichen Haushaltsstellen 
entfristet werden konnte, sind Entfristungen in Verbindung mit einer Refinan-
zierung durch fortlaufend akquirierte Projekte oder Fondslösungen bisher 
eher selten. Auch zeigen sich keine wesentlichen Unterschiede im Antwort-
verhalten von Fachhochschulen und Universitäten. 
 

 
Tabelle 9: Einstellung des akzessorischen Personals 
 
Kategorie Anteil 
Befristung über TzBfG für eine begrenzte Zahl an Projekten 82 % 
Entfristung auf Haushaltsstellen 43 % 
Dauerhafte Befristung über TzBfG unter Verwendung „kreativer 
Befristungsgründe“ 

12 % 

Entfristung auf Basis von Drittmitteln in Verbindung mit Fondslö-
sungen 

7 % 

 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=76, Mehrfachnennung möglich 
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4.3 Intendierte Folgen 
 
Böhme (2022: S. 30 ff.) unterschied in den qualitativen Analysen der inten-
dierten Wirkungen veränderter arbeitsrechtlicher Regulierung in der Wissen-
schaft insgesamt sieben verschiedene Dimensionen. Zu den meisten liegen 
vor Veröffentlichung der BMBF-Evaluation zum WissZeitVG bisher keine 
quantitativen vergleichenden Daten vor. Gassmann (2020) zeigte aber an-
hand von Analysen der Stellenanzeigen an elf Hochschulen auf, dass es hin-
sichtlich der durchschnittlichen Vertragslaufzeit von 2013 bis 2019 zu einer 
signifikanten Erhöhung von etwa 25 Prozent von 23,6 auf 29,3 Monate ge-
kommen sei. Der beobachte Anstieg fiel dabei im Vergleich der Zeitpunkte 
vor und nach der WissZeitVG-Novelle mit 11 Prozent besonders stark aus. 

Die befragten Personalstellen teilen diese Einschätzung und sehen in Be-
zug auf die Kategorie der Befristungsdauer im Mittel die positivste Entwick-
lung in den vergangenen Jahren (siehe Abbildung 3). Damit verbunden seien 
Verbesserungen in Bezug auf die Qualifizierungszeit und die Planbarkeit 
wissenschaftlicher Karrieren. Hinsichtlich der Personalkategorien und des 
Erwerbsumfangs bei wissenschaftlichen Mitarbeiter:innen sehen die Befrag-
ten etwas geringere positive Effekte – der Anteil derjenigen, die hier eine 
Stagnation wahrnehmen, liegt hier schon deutlich über 40 Prozent. Bezüg-
lich der Befristungsanteile fallen die wahrgenommenen Wirkungen noch 
niedriger aus.  

Überraschend negativ fällt im Gegensatz zu den qualitativen Schilderun-
gen von Böhme (2022: S. 33) das Urteil der befragten Personalstellen hin-
sichtlich des akzessorischen Personals aus. Zwar wies auch Böhme auf 
mögliche Verschlechterungen hin, der Anteil der Personalstellen, die einen 
negativen Trend bei den Arbeitsbedingungen des akzessorischen Personals 
bejaht, fällt jedoch im Vergleich zu den anderen Kategorien mit über einem 
Viertel überdurchschnittlich hoch aus. 

Als maßgebliche Treiber für eine Verbesserung von Arbeitsbedingungen 
sehen die befragten Personalstellen zuvörderst die Novellierung des Wiss-
ZeitVG (45 Prozent). Diese Wahrnehmung unterscheidet sich von den qua-
litativen Befunden von Böhme (2022: S. 19). Allerdings erkennen die Perso-
nalverantwortlichen in den Hochschulen weitere Aspekte als maßgeblich für 
positive Trends in Bezug auf die Arbeitsbedingungen an. Dazu zählen die 
Kodizes für Gute Arbeit auf Hochschulebene (35 Prozent), Änderungen im 
Landeshochschulgesetz (24 Prozent), ein Landeskodex für Gute Arbeit 
(20 Prozent) und Zielvereinbarungen mit dem jeweiligen Wissenschaftsmi-
nisterium (11 Prozent).  

Paradoxerweise wird lediglich die Stärkung von Personalräten nicht mit 
einer Verbesserung von Arbeitsbedingungen in Verbindung gebracht (1 Pro-
zent). 14 Prozent gaben an, keine positiven Entwicklungen in Bezug auf die 
Qualität der Arbeit in der Wissenschaft wahrzunehmen. 
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Grundsätzlich bestätigen diese Einschätzungen aber die These, dass es 
durch die Gleichzeitigkeit der verschiedenen politischen Neuregulierungen 
auf den Ebenen des Bundes, der Länder und der Hochschulen sowie der 
Ergebnisse der Rechtsprechung letztendlich kaum möglich sein wird, einen 
losgelösten Effekt einzelner Maßnahmen statistisch nachzuweisen. 

Die Einschätzungen der intendierten Wirkungen wurden ferner zwischen 
den befragten Personalstellen von Fachhochschulen und Universitäten ver-
glichen. Die Daten von Gassmann (2020) deuteten an – wenngleich die Fall-
zahl in diesem Bereich eher gering war, dass die positiven Entwicklungen 
bei den Vertragslaufzeiten an Fachhochschulen geringer ausfielen als an 
Universitäten. Die Onlineumfrage der Personalstellen bestätigt diese 
These – und zwar nicht nur hinsichtlich der Vertragslaufzeiten, sondern ins-
gesamt in sechs von sieben betrachteten Wirkungskategorien (siehe Abbil-
dung 4).  

Jeweils fällt die Einschätzung aufseiten der Universitäten deutlich positi-
ver aus als bei Fachhochschulen. Die Differenz fällt dabei in den Dimensio-
nen Vertragslaufzeiten und Personalkategorien am größten aus. Lediglich 
bei der Frage der Situation des akzessorischen Personals geben Fachhoch-
schulen und Universitäten vergleichbare Einschätzungen ab und damit in der 
Kategorie, in der insgesamt betrachtet die geringsten positiven und in Teilen 
sogar deutlich negative Effekte wahrgenommen wurden. 
 
 
Abbildung 3: Einschätzungen der intendierten Wirkungen 
 

 
 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=56; Abweichungen von 100 Prozent in der Summe sind run-
dungsbedingt 
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Abbildung 4: Wirkungsvergleich nach Hochschultyp 
 

 
 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=41; dargestellt ist der Mittelwert der Einschätzungen auf der 
Skala 3 = klar positiv; 2 = positiv; 1 = leicht positiv; 0 = Stagnation, -1 = Ver-
schlechterung 
 
 

4.4 Nicht intendierte Folgen 
 

In der Literatur wird seit der Novellierung des WissZeitVG regelmäßig auf 
einige nicht intendierte Folgen der Veränderung der gesetzlichen Rahmen-
bedingungen hingewiesen (Klovert 2017; Burchard 2017; Bahrdt 2019; 
Gassmann 2020; Böhme 2022). Vor diesem Hintergrund wurden die von 
Böhme (2022) dargelegten negativen Folgen des Wandels der Governance 
der Arbeit nun auf Basis einer Onlineumfrage unter den Personalstellen der 
staatlichen Hochschulen überprüft. (siehe Abbildung 5).  

Die Ergebnisse machen deutlich, dass jedwede zur Auswahl gestellte ne-
gative Implikation immer mindestens von drei Personalstellen Zustimmung 
erhalten hat. Allerdings zeigt sich ebenfalls, dass viele der genannten As-
pekte eher nur von einer Minderheit der Befragten als Problem wahrgenom-
men werden. Ein Teil der Personalstellen hatte zudem Schwierigkeiten ein-
zelne Punkte konkret einzuschätzen. Alles in allem deutet sich damit eine 
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extrem heterogene Wahrnehmung bzw. Problemperzeption vor dem Hinter-
grund der in hohem Maße unterschiedlichen Umsetzungspraxis an. 

Im Detail sind es vor allem fünf Items, die besonders hohe Zustimmungs-
werte erhalten. Zwei davon betreffen die interne Organisation der Personal-
stellen: So beklagen nahezu fast alle Befragten, dass sich der Verwaltungs-
aufwand bei Einstellungen deutlich erhöht habe. Mehr als zwei von drei Per-
sonalstellen sehen ihre Hochschulen dabei mit dem Risikomanagement als 
eher überfordert an.  

Zwei weitere Items, die hohe Zustimmung erfahren, lassen sich dem 
Thema Verschlechterung der Arbeitsbedingungen zuordnen. Denn jeweils 
etwa die Hälfte der Befragten gibt an, dass wissenschaftliche Mitarbeiter:in-
nen nun verstärkt durch Arbeitslosigkeit betroffen seien; zum einen weil lang-
jährige Beschäftigte keine Anschlussverträge erhielten, da diese ein zuneh-
mendes Klagerisiko darstellten und zum anderen, weil kurzzeitige An-
schluss- und Überbrückungsverträge an vielen Hochschulen kaum mehr 
rechtlich umsetzbar seien. Der fünfte Punkt betrifft eine Reduktion von Flexi-
bilität in der Forschung und thematisiert Einschränkungen bei der Durchfüh-
rung kürzerer Drittmittelprojekte. 

Das Antwortverhalten in Bezug auf die zur Auswahl gestellten nicht inten-
dierten Wirkungen unterscheidet sich teilweise deutlich zwischen Fachhoch-
schulen und Universitäten. Dabei erhalten mehr Items eine höhere Zustim-
mung durch die Personalstellen der Universitäten als durch die Personalstel-
len der Fachhochschulen, wenngleich sich der Mittelwert über alle Aspekte 
nur unwesentlich unterscheidet.  

So schätzen die befragten Personalstellen von Universitäten viele der ge-
nannten Auswirkungen veränderter arbeitsrechtlicher Regulierungen auf die 
Arbeitsbedingungen der wissenschaftlichen Mitarbeiter:innen stärker negativ 
ein als die befragten Personalstellen der Fachhochschulen (z. B. Verlust 
hoch qualifizierter Mitarbeiter:innen, Benachteiligung von Personen mit 
Care-Verpflichtung, Arbeitslosigkeit für wissenschaftliche Mitarbeiter:innen 
nach langjähriger Drittmittelforschungstätigkeit, Arbeitslosigkeit für wissen-
schaftliche Mitarbeiter:innen statt kurzzeitiger Überbrückungsverträge). 

Auch der Verlust von Flexibilität in der Forschung, die Verhinderung kür-
zerer Projekte, die Auslagerung von Forschung an Tochtergesellschaften 
und die Reduktion von Forschungsvielfalt werden aufseiten der universitären 
Personalstellen stärker wahrgenommen. Des Weiteren sehen sich die Per-
sonalstellen von Universitäten häufiger mit dem Risikomanagement bei Ver-
tragsabschlüssen überfordert. Dem gegenüber erhalten die Items „Qualitäts-
verlust in der Forschung“, „Ungleichstellung von Hochschulen, Fachberei-
chen, Professuren und Mitarbeiter:innen“, „Überforderung durch Lehre, For-
schung und Qualifizierung bei Teilzeitstellen“ und „Stärkere Trennung von 
Lehre und Forschung“ durch die befragten Fachhochschulen deutlich mehr 
Zustimmung als durch die befragten Universitäten.
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Abbildung 5: Einschätzung nicht intendierter Folgen 
 

 
 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=55; Abweichungen von 100 Prozent in der Summe sind rundungsbedingt
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4.5 Handlungsempfehlungen 
 
Böhme (2022: S. 38 ff.) stellte auf Basis der durchgeführten Expertenin-
terviews zahlreiche potenzielle Reformanregungen zur Weiterentwicklung 
der Governance der Arbeit in der Wissenschaft dar. Diese Aspekte wur-
den – differenziert nach Regelungsbereichen – den befragten Personal-
stellen zur Einschätzung vorgelegt. In Bezug auf eine mögliche erneute 
Reformierung des WissZeitVG (siehe Abbildung 6) erhalten zwei Aspekte 
fast vollständige Zustimmung, nämlich die Schaffung der Möglichkeit von 
Überbrückungsverträgen und die Konkretisierung des Qualifizierungsbe-
griffs. 

Drei weitere Reformvorschläge werden sehr ambivalent bewertet, je-
weils stimmt etwa die Hälfte dem Item zu, während die übrige Hälfte die 
Option eher kritisch sieht. Das trifft auf die stärkere rechtliche Absicherung 
einer dauerhaften Befristung in Drittmittelprojekten, die Wiederaufnahme 
des akzessorischen Personals in den Geltungsbereich des WissZeitVG 
und eine stärkere Differenzierung nach Art der Mittel bei der Ausgestal-
tung von Regelungen im WissZeitVG zu. 

Die übrigen Vorschläge werden jeweils von einer Mehrheit abgelehnt, 
darunter auch die gerade von der Arbeitnehmervertretungsseite wieder-
holt geforderte Angleichung der Befristungen nach § 2 Abs. 1 und 2 Wiss-
ZeitVG in Bezug auf die Rechte der wissenschaftlichen Mitarbeiter:innen.  

Auch weitere – insbesondere in gewerkschaftlichen Forderungspapie-
ren zu findende Punkte erhalten besonders geringe Zustimmungswerte in 
der Onlineumfrage: Das trifft zum einen auf die Forderung nach der Ab-
schaffung des WissZeitVG und damit der Sonderbefristungsregeln für die 
Wissenschaft und zum anderen für die Reduktion der Qualifizierungspha-
sen und damit für die erhebliche Beschränkung von Befristungsgründen 
für Post-Docs zu. Ferner lehnen die befragten Personalstellen eine Auf-
hebung der Tarifsperre aus § 1 Abs. 1 Satz 3 WissZeitVG, was es Ge-
werkschaften ermöglichen würde, vom WissZeitVG abweichende tarifli-
che Vereinbarungen mit den Arbeitgeber:innen zu treffen, sehr deutlich 
ab. 

Auch hinsichtlich der Bewertung von Reformoptionen zum WissZeitVG 
unterscheidet sich das Antwortverhalten von Universitäten und Fachhoch-
schulen. Dabei lehnen die befragten Personalstellen von Universitäten die 
Reduktion der Qualifizierungsphasen, die Aufhebung der Tarifsperre und 
die Abschaffung der Höchstbefristungsdauer wesentlich vehementer ab 
als dies die Personalstellen der befragten Fachhochschulen tun.  

Die Zustimmung zu den Items „Drittmittelbefristung dauerhaft ermögli-
chen“, „Wiederaufnahme des akzessorischen Personals in den Geltungs-
bereich des WissZeitVG“ und „Ermöglichung von Übergangsverträgen“ ist 
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aufseiten der Universitäten ebenfalls bedeutend stärker ausgeprägt als 
bei den Fachhochschulen. Dafür formulieren die Personalstellen der 
Fachhochschulen deutlich stärker den Wunsch nach einer Präzisierung 
des Qualifizierungsbegriffs.
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Abbildung 6: Einschätzung zu Reformanregungen des WissZeitVG 
 

 
 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=57; Abweichungen von 100 Prozent in der Summe sind rundungsbedingt 
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Ein zweiter Regelungsbereich, der reformiert werden könnte, betrifft die 
Landesebene. Hier hatten die Befragten in der Onlineumfrage die Mög-
lichkeit, insgesamt sieben Reformvorschläge zu bewerten (siehe Abbil-
dung 7). Vier davon erhielten von der Mehrheit der Befragten Zustim-
mung. Das trifft auf eine Stärkung der Hochschulautonomie, die Verein-
heitlichung von Lehrdeputaten, die Budgetierung der Hochschulen und 
die Schaffung differenzierter Personalkategorien für den wissenschaftli-
chen Mittelbau zu. Die Möglichkeit, an allen Hochschulen wissenschaftli-
che Mitarbeiter:innen auf Basis von laufenden Drittmitteln zu entfristen, 
wurde dagegen sehr ambivalent bewertet. Hier ist die Zahl der Befürwor-
ter und Gegner einer solchen Reformmaßnahme etwa gleich groß.  

Die beiden übrigen Punkte (Abschaffung der wissenschaftlichen Assis-
tenz und Einführung einer einheitlichen und verbindlichen Hochschulsta-
tistik zum Thema Gute Arbeit), welche interessanterweise in der Studie 
von Böhme (2022) vor allem von Arbeitnehmervertretungen eingefordert 
wurden, werden mehrheitlich durch die befragten Personalstellen abge-
lehnt. 

Die befragten Personalstellen von Universitäten und Fachhochschulen 
vertreten auch bei den Fragen der landesrechtlichen Regulierung in vielen 
Aspekten sehr unterschiedliche Standpunkte. So fällt die Ablehnung der 
Abschaffung der wissenschaftlichen Assistenz und einer einheitlichen und 
verbindlichen Hochschulstatistik zum Thema Gute Arbeit an Universitäten 
viel stärker aus als an Fachhochschulen. Während die befragten Perso-
nalstellen an Universitäten im Mittel die Schaffung differenzierter Perso-
nalkategorien für den wissenschaftlichen Mittelbau sowie die Vereinheitli-
chung von Lehrdeputaten ablehnen und eine Entfristung auf Basis von 
Drittmitteln dagegen klar befürworten, fallen die Ergebnisse bei den be-
fragten Fachhochschulen im Durchschnitt genau anders herum aus. Eine 
Budgetierung der Hochschulen wird von Fachhochschulen, die Stärkung 
der Hochschulautonomie dagegen von Universitäten positiver einge-
schätzt.
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Abbildung 7: Einschätzungen zu Reformanregungen auf Landesebene 
 

 
 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=53; Abweichungen von 100 Prozent in der Summe sind rundungsbedingt 
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Die dritte Regulierungsebene stellen die Kodizes für Gute Arbeit dar. Hier 
wurden den Befragten in Anlehnung an die Ergebnisse von Böhme (2022: 
S. 38 f.) insgesamt neun verschiedene Reformoptionen zur Einschätzung 
vorgelegt (siehe Abbildung 8). Dabei erhalten vier Punkte eine mehrheit-
liche Zustimmung durch die befragten Personalstellen. Die meisten Be-
fragten wünschen sich Änderungen in Bezug auf die Mindestvertragslauf-
zeiten. Zum einen sollten hier Ausnahmen für Übergangsverträge grund-
sätzlich möglich gemacht werden. Und zum anderen wird befürwortet, 
dass sich die Mindestvertragslaufzeiten stärker an den realen Promoti-
onszeiten orientierten.  

Des Weiteren begrüßen es die Befragten mehrheitlich, wenn wissen-
schaftliche Mitarbeiter:innen verbindlich über die arbeitsrechtlichen De-
tails ihrer Arbeitsverträge aufgeklärt würden. Auch die Erstellung von 
Dauerstellenkonzepten für Post-Docs sehen viele Befragte positiv. 

Vier weitere Items werden vergleichsweise ambivalent bewertet, je-
weils lehnt eine knappe Mehrheit diesen Vorschlag aber ab. Dies trifft auf 
die stärkere Verbindlichkeit der Kodizes, die Gleichstellung der Qualifizie-
rungsbefristung nach § 2 Abs. 1 und der Drittmittelbefristung nach § 2 
Abs. 2 WissZeitVG in Hinblick auf die Rechtsfolgen für die wissenschaft-
lichen Mitarbeiter:innen, die Anrechnung der Stipendien als Berufserfah-
rung und die Erhöhung der Mindesterwerbsumfänge auf mindestens 
65 Prozent zu. Die Abschaffung der Kodizes oder deren Einschränkung 
z. B. für die Drittmittelforschung wird mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Erneut zeigen sich Unterschiede im Antwortverhalten der Personalstel-
len von Universitäten und Fachhochschulen. Während die befragten Per-
sonalstellen von Fachhochschulen stärker dazu tendieren, die Verbind-
lichkeit von Kodizes zu erhöhen, so bewerten die befragten Universitäten 
Dauerstellenkonzepte für wissenschaftliche Mitarbeiter:innen wesentlich 
positiver als ihre Kolleg:innen an den Fachhochschulen. Die ablehnende 
Haltung gegenüber einer Anrechnung von Stipendien als Berufserfahrung 
wird hingegen vor allem von den Personalstellen von Fachhochschulen 
formuliert. 

Des Weiteren hatten die Befragten die Möglichkeit, sieben weitere, 
eher strukturellere Reformoptionen zu bewerten (siehe Abbildung 9). Vier 
der genannten Items erhielten deutliche Zustimmung durch die Personal-
stellen – alle sind sie direkt oder indirekt mit einer Verbesserung der fi-
nanziellen Situation der Hochschulen verbunden. Das trifft auf die Erhö-
hung der Grundfinanzierung, die Bereitstellung von Mitteln zur Absiche-
rung der Verlängerungsoptionen bei Drittmittelprojekten durch die Hoch-
schulen bzw. die Drittmittelgeber:innen und die Bereitstellung von Res-
sourcen zur Absicherung von entfristeten Stellen auf Drittmittelbasis. Ob 
hierfür auch stärker die Drittmittelbegeber:innen (z. B. durch eine verbind-
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liche Refinanzierungsvereinbarung) in die Verantwortung genommen 
werden sollen, ist unter den Befragten jedoch umstritten bzw. in Teilen 
auch unklar.  

Auch eine Abkehr von der fiskalischen Outputsteuerung anhand von 
Zahlen zu Studierenden, Abschlüssen, Promotionen etc. wird jeweils von 
einer etwas gleich großen Anzahl an Befragten begrüßt, abgelehnt bzw. 
nicht bewertet. 

Der einzige Aspekt, der in dieser letzten Auflistung von Reformoptio-
nen eine deutliche Ablehnung durch die Befragten erfährt, ist die verbind-
liche Beteiligung der Personalräte in allen Befristungsfragen. Als Begrün-
dung wird in einzelnen Kommentaren darauf verwiesen, dass die Beteili-
gung der Personalräte die Einstellungsvorgänge weiter verzögern und 
noch komplizierter machen würde. 

Hinsichtlich dieser eher an Drittmittel- und Haushaltsgesetzgeber for-
mulierten Reformoptionen zeigen sich im Gegensatz zu den übrigen As-
pekten nur minimale Differenzen im Antwortverhalten der befragten Fach-
hochschulen und Universitäten. Lediglich die Abkehr von der Outputsteu-
erung wird hier unterschiedlich eingeschätzt: Während Fachhochschulen 
hier durchaus offener dafür wären, finanzielle Zuweisungen weniger an 
Kenndaten zu knüpfen, lehnen das die Personalstellen der Universitäten 
im Mittel leicht ab.
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Abbildung 8: Einschätzungen zu Reformanregungen der Kodizes 
 

 
 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=53; Abweichungen von 100 Prozent in der Summe sind rundungsbedingt 
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Abbildung 9: Einschätzung zu sonstigen Reformanregungen 
 

 
 
Quelle: eigene Darstellung 
Anmerkung: n=54; Abweichungen von 100 Prozent in der Summe sind rundungsbedingt 
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5. Diskussion und Fazit 
 
Ausgangspunkt dieser Studie war die Feststellung, dass sich die Gover-
nance der Arbeit an den Hochschulen durch verschiedene Neuregulierun-
gen in den vergangenen Jahren zum Teil erheblich verändert hat (aus-
führlich Böhme 2022). Diese hatten überwiegend das Ziel, die Arbeitsbe-
dingungen in der Wissenschaft zu verbessern, nachdem in den frühen 
2000er-Jahren – angestoßen durch eine Evaluation des WissZeitVG und 
weitere Studien – eine Debatte über Fehlentwicklungen in Bezug auf die 
Arbeitsbedingungen an den Hochschulen in Deutschland (hohe Befris-
tungsquote, hohe Anzahl kurzzeitiger Arbeitsverträge) eingesetzt hatte. 

Die Ergebnisse der Studien von Gassmann (2020) und von Böhme 
(2022) bildeten die Grundlage für die Fragestellungen der vorliegenden 
Untersuchung. So sollten zum einen erstmals die Sichtweise der Drittmit-
telgeber:innen auf den Wandel der Governance der Arbeit in der Wissen-
schaft erhoben und mögliche Inkongruenzen von Förderbedingungen und 
arbeitsrechtlicher Regulierung der Hochschulen reflektiert werden. Zum 
anderen zielte diese Studie darauf ab, die auf Basis qualitativer Interviews 
mit zahlreichen Wissenschaftler:innen und Arbeitnehmervertretungen so-
wie wenigen Personalverantwortlichen an 30 Universitäten gewonnenen 
Thesen quantitativ durch eine Onlineumfrage der Personalstellen staatli-
cher Hochschulen zu überprüfen. 

In Bezug auf die Mittelgeberinterviews fallen die Befunde insgesamt 
eher ernüchternd aus. Vielen Förderer:innen fehlte ein differenzierter Ein-
blick in die Governance der Arbeit an den Hochschulen und wenngleich 
einige der geschilderten Herausforderungen bei der Mittelvergabe durch-
aus bekannt waren, hatten nur wenige Befragte konkrete Bezugspunkte 
zu den auf Hochschulseite geschilderten nicht intendierten Wirkungen. 
Landesministerien beschrieben zwar punktuelle Schwierigkeiten bei der 
Drittmittelvergabe an Hochschulen, wollten aber in der Regel keine kon-
kreteren Angaben machen. 

Zudem waren vor allem Drittmittelgeber:innen für Experteninterviews 
bereit, deren Förderbedingungen bereits vergleichsweise gut an aktuelle 
Herausforderungen (Refinanzierung entfristeter Stellen, Finanzierung 
Verlängerungsoption) angepasst sind. Darüber hinaus sahen viele Be-
fragte wenige bis gar keine weiteren Handlungsspielräume, insbesondere 
eine grundsätzliche Anpassung von Förderzeiträumen an Promotionszei-
ten wurde überwiegend abgelehnt. 

Bundesministerien und Bundesinstitute reagierten leider nicht auf In-
terviewanfragen, die für die Abwicklung beauftragten Projektträger sahen 
sich nicht in der Verantwortung, über Förderbedingungen zu sprechen. 
Dabei wurden gerade diese in anderen Interviews als problematisch bei 
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der Refinanzierung entfristeter Stellen in der Drittmittelforschung benannt. 
Auffällig war ferner, dass sich die meisten befragten Mittelgeber:innen 
(vor allem Stiftungen) eher als unpolitisch beschrieben und sich in Bezug 
auf die Formulierung politischer Handlungsempfehlungen stark zurück-
hielten. 

In Bezug auf die Bewertung von Reformoptionen bestätigte sich die 
fünfte These aus der Studie von Böhme (2022: S. 38 f.): Bei vielen Aspek-
ten waren sich die befragten Mittelgeber:innen auffällig uneinig. Die einen 
Befragten begrüßen eine zunehmende Verschmelzung von Qualifizie-
rungsbereich und Drittmittelforschung, weil deren Programme klar auf die 
Förderung von Qualifizierungen ausgerichtet seien. Die anderen Befrag-
ten befürworten dagegen eine striktere Trennung in einen durch Stipen-
dien unterstützten Qualifizierungsbereich und einen eher forschungspro-
grammatisch ausgerichteten Drittmittelbereich.  

Auch die Entfristung von Stellen wissenschaftlicher Mitarbeiter:innen 
und deren fortlaufende Refinanzierung durch Drittmittel wurde ambivalent 
bewertet. Zum einen bestehe genau darin eine Chance zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen und einer stärkeren Ausdifferenzierung von Per-
sonalkategorien in der Wissenschaft. Andererseits sehen sich einzelne 
Mittelgeber:innen nicht in der Pflicht, entfristete Stellen zu refinanzieren 
und sehen in der Drittmittelforschung keine hinreichende Berufsperspek-
tive für wissenschaftliche Mitarbeiter:innen. 

Die Befunde der Onlineumfrage der Personalstellen bestätigen hinge-
gen sehr deutlich die qualitativ gewonnenen Thesen der Studie von 
Böhme (2022). Die erste These– dass sich arbeitsrechtliche Regulierun-
gen nicht nur durch die WissZeitVG-Novellierung, sondern auch durch 
Reformen auf zahlreichen anderen Ebenen verändert haben – wird durch 
die Ergebnisse der Onlineumfrage klar bestätigt. 

Es wird erstens deutlich, dass eine Fokussierung der Debatte um Gute 
Arbeit in der Wissenschaft auf das WissZeitVG deutlich zu kurz greift, da 
die Neuregulierungen auf zahlreichen Ebenen zu finden sind. Insbeson-
dere die Aktivitäten der Bundesländer in ihrer Wissenschaftspolitik sind 
im Diskurs unterrepräsentiert. So haben 86 Prozent der Personalstellen 
auch auf der Landesebene Aktivitäten zur Verbesserung der Arbeitsbe-
dingungen in der Wissenschaft wahrgenommen. Dazu zählen eine Ko-
dex-Verpflichtung auf Hochschulebene, Zielvereinbarungen mit dem je-
weiligen Wissenschaftsministerium, ein Landeskodex zur Guten Arbeit, 
Änderungen im Landeshochschulgesetz und die Stärkung der Personal-
räte im Personalvertretungsgesetz. 

Alle genannten Maßnahmen fanden etwa im selben Zeitraum wie die 
WissZeitVG-Novellierung statt und zielten ebenfalls auf die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft. Das gleiche gilt für lokale 
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auf der Hochschulebene entwickelte Kodizes für Gute Arbeit. So wiesen 
immerhin 68 Prozent der befragten Hochschulen darauf hin, dass es bei 
ihnen einen solchen Kodex gebe – unter den befragten Universitäten wa-
ren das sogar 92 Prozent. Zusätzlich haben die Personalstellen auch die 
Rechtsprechung als relevant für den Wandel der Governance der Arbeit 
im Wissenschaftsbereich eingeschätzt. Insofern muss bei allen Wirkungs-
betrachtungen stets das Wechselverhältnis der unterschiedlichen Gover-
nance-Reformen in den Blick genommen werden – einen isolierten Effekt 
einzelner Maßnahmen zu beziffern, erscheint vor dem Hintergrund der 
hier dargelegten Befunde wenig aussagekräftig. 

Zusätzlich zeigt die Onlineumfrage, dass die Personalstellen mit den 
vorgenommenen Neuregulierungen nur teilweise zufrieden sind. Lokale 
Kodizes und Maßnahmen der Länder (mit Ausnahme der Stärkung der 
Personalräte im PersVG) erhalten dabei im Mittel bessere Bewertungen 
als die WissZeitVG-Novellierung und die Rechtsprechung. 

Auch die zweite These– dass erhebliche Differenzen bei der Rechts-
anwendung des WissZeitVG und somit hinsichtlich verschiedener As-
pekte stark unterschiedliche Rechtsauffassungen bestehen – wird durch 
die Onlineumfrage bestätigt und in Bezug auf Schwerpunkte der Rechts-
anwendung ausdifferenziert. In allen zur Auswahl gestellten Punkten wei-
sen die Antworten der Befragten auf sehr unterschiedliche Rechtsver-
ständnisse hin. Das trifft auf die Auslegung des Qualifizierungsbegriffs 
des WissZeitVG, das Verhältnis der Qualifizierungsbefristung nach § 2 
Abs. 1 und der Drittmittelbefristung nach § 2 Abs. 2 WissZeitVG, die Fi-
nanzierung der Verlängerungsoption bei Qualifizierungsbefristungen in 
Drittmittelprojekten, die maximale Dauer der Anwendung der Drittmittel-
befristungen und die hierfür notwendigen Voraussetzungen, den Umgang 
mit Entfristungen von wissenschaftlichen Mitarbeiter:innen, den Bedin-
gungen für das Aufstocken von Arbeitsverträgen und die Einstellung des 
akzessorischen Personals in Projekten zu.  

Die Vielfalt der unterschiedlichen Rechtsauffassung zeigt deutlich, 
dass die rechtlichen Grundlagen für die Beschäftigung des wissenschaft-
lichen und akzessorischen Personals in ihrer derzeitigen Form keine 
rechtssicheren Rahmenbedingungen darstellen und hier dringender 
Handlungsbedarf durch den Bundes- und die Landesgesetzgeber be-
steht. 

Die dritte These von Böhme (2022) legte nahe, dass in der Summe 
trotz aller Reformbemühungen in den meisten Kategorien – mit Aus-
nahme der Befristungsdauer – nur geringe bis keine Verbesserungen in 
Bezug auf die Arbeitsbedingungen wahrgenommen werden. Diese Ein-
schätzung wird durch die befragten Personalstellen überwiegend geteilt, 
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wenngleich es immer auch Standorte gibt, an denen durchaus positive 
Trends in mehreren Dimensionen festzustellen sind. 

Klar wird, dass es an den meisten der befragten Hochschulen insbe-
sondere hinsichtlich der Befristungsdauer und der damit verbundenen 
Qualifizierungszeit und Planbarkeit Verbesserungen gegeben hat. Etwa 
die Hälfte der Befragten sieht zudem positive Ansätze in Bezug auf die 
Personalkategorien, den Erwerbsumfang und die Befristungsanteile – die 
andere Hälfte nimmt hier eher eine Stagnation wahr.  

Überraschend negativ fällt die Bewertung der Arbeitsbedingungen des 
akzessorischen Personals aus; hier weisen die Ergebnisse auf eine eher 
dualisierte Entwicklung hin, Verbesserungen für die einen stehen Ver-
schlechterungen für die anderen gegenüber und beide Gruppen sind den 
Befragungsergebnissen zufolge etwa gleich groß. Die entsprechend 
wahrgenommenen Entwicklungen werden allerdings durch die Personal-
stellen wesentlich stärker mit dem WissZeitVG in Verbindung gebracht als 
das in den Experteninterviews von Böhme (2022) der Fall war. Allerdings 
sehen auch die befragten Personalstellen einen Kausalitätsmix in der 
Weise, dass neben der WissZeitVG-Novellierung auch landes- und hoch-
schulbezogene Aktivitäten für Veränderungen bei den Arbeitsbedingun-
gen verantwortlich sind. 

Des Weiteren bestätigt die Onlineumfrage die wenigen quantitativen 
Daten von Gassmann (2020) für Fachhochschulen. Es deutet sich dabei 
an, dass der Wandel der Governance der Arbeit vor allem an Universitä-
ten zu leichten Verbesserungen der Arbeitsbedingungen vor allem hin-
sichtlich der Befristungsdauer geführt hat, während die befragten Fach-
hochschulen in deutlich geringerem Maß als Universitäten intendierte Wir-
kungen wahrnehmen. 

Böhme (2022: S. 34 f.) sprach in seiner vierten These von nicht inten-
dierten Folgen als „Nebenwirkungen“ der veränderten Governance. Auch 
dieser Punkt konnte durch die Onlineumfrage der Personalstellen bestä-
tigt werden, wenngleich das Auftreten der einzelnen Aspekte in sehr un-
terschiedlicher Intensität geschildert wird und viele der von Böhme (2022) 
genannten Aspekte letztlich nur wenige Hochschulen betreffen. Allerdings 
wurde jedes Item von mindestens drei Hochschulen bestätigt. 

Als besonders relevant werden demnach vor allem fünf Aspekte gese-
hen: Dazu gehören der deutlich gestiegene Verwaltungsaufwand bei Ein-
stellungen in Verbindung mit einer Überforderung der Hochschulen beim 
Risikomanagement, das häufigere Auftreten von Arbeitslosigkeit für wis-
senschaftliche Mitarbeiter:innen, da Überbrückungsverträge rechtlich nur 
noch schwer umsetzbar seien und langjährig befristet Beschäftigte nun 
vor dem Hintergrund des damit verbundenen Klagerisikos keine An-
schlussverträge mehr erhielten. Hinzu kommt eine Reduktion von Flexibi-
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lität in der Forschung, vor allem durch Einschränkungen bei der Durch-
führung kürzerer Drittmittelprojekte.  

Bemerkenswert ist, dass sich die befragten Universitäten wesentlich 
stärker von vielen nicht intendierten Folgen betroffen sehen als die be-
fragten Fachhochschulen. Ein Zusammenhang von Rechtsinterpretation 
und der Stärke von intendierten und nicht intendierten Effekten ist den 
Ergebnissen zufolge logisch, lässt sich aber aufgrund der geringen Fall-
zahlen für die einzelnen Items statistisch nicht nachweisen. 

Die fünfte und letzte These von Böhme (2022) besagt, dass die Ak-
teur:innen des Wissenschaftssystems hinsichtlich möglicher weiterer Re-
formen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen in vielen Fragen ge-
gensätzlicher Meinung sind. Letztlich hat die Onlineumfrage unter den 
Personalstellen staatlicher Hochschulen auch diese These bestätigt und 
zudem mit der Unterscheidung der Positionen von Universitäten und 
Fachhochschule weitere Differenzierungen vorgenommen. Insgesamt 
gibt es eher wenige Punkte, die mehrheitlich als gute Reformoption be-
wertet werden. 

Eine Reihe weiterer Aspekte wird sehr ambivalent eingeschätzt. Viele 
insbesondere gewerkschaftliche Forderungen vor allem hinsichtlich der 
Mitbestimmung durch Personalrät:innen haben dagegen vonseiten der 
Personalstellen eher geringe Zustimmungswerte erhalten. 

Es bleibt vor dem Hintergrund der Befunde der Eindruck bestehen, 
dass in dem bestehenden Wissenschaftssystem eine Verbindung von Kri-
terien der Guten Arbeit mit den Flexibilitätswünschen der Wissenschaft 
nur begrenzt vereinbar sind, und dass es daher eher grundsätzlicher 
struktureller Reformen bedarf, um Flexibilität und Gute Arbeit in der Wis-
senschaft besser miteinander in Einklang zu bringen. Dabei sollten die 
unterschiedlichen Ausgangslagen und Interessen von Fachhochschulen 
und Universitäten stärker berücksichtigt werden.  

So zeigt sich, dass Universitäten die Rechtslage in vielen Punkten an-
ders interpretieren als Fachhochschulen und dass auch Kodizes für Gute 
Arbeit bisher vor allem an Universitäten vorliegen. Dass Universitäten vor 
dem Hintergrund dieser Ausgangslagen sowohl im stärkeren Maß inten-
dierte wie auch nicht intendierte Effekte wahrnehmen als Fachhochschu-
len erscheint als eine logische Folge des ambivalenten Wechselverhält-
nisses von arbeitsrechtlicher Regulierung und den Flexibilitätsanforderun-
gen der Wissenschaft, vor allem in der Drittmittelforschung. Entsprechend 
schätzen die Personalstellen von Universitäten und Fachhochschulen 
auch Reformoptionen sehr unterschiedlich ein. 

Ungeachtet dieses Eindrucks seien auf Basis der Ergebnisse dieser 
Untersuchung in Verbindung mit den Befunden der Studie von Böhme 
(2022) abschließend einige Punkte zusammengefasst, die bei einer 
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Weiterentwicklung der arbeitsrechtlichen Regulierung in der Wissenschaft 
beachtet werden sollten. Dabei kann allerdings schon vorab darauf ver-
wiesen werden, dass eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen in vie-
len Fällen auch mit einer Verbesserung der finanziellen Grundausstattung 
der Hochschulen einhergehen muss. 
 
Überbrückungsverträge 
Als konsensuale Handlungsempfehlung kann festgehalten werden, dass 
bei einer Weiterentwicklung des WissZeitVG und lokaler Kodizes Über-
brückungs- und kurzzeitige Verlängerungsverträge wieder einfacher er-
möglicht werden sollten. Hintergrund ist zum einen, dass insbesondere 
Drittmittelprojekte vielfach aufgrund von Restmitteln kostenneutral verlän-
gert werden und somit auch Mittel für eine Verlängerung der Arbeitsver-
träge wissenschaftlicher Mitarbeiter:innen vorhanden wären. Diese Ver-
längerungen könnten ganz konkret den Abschluss von Qualifizierungs-
schritten unterstützen und würde demnach zum Vorteil der Beschäftigten 
sein – sie scheitern aber derzeit vielfach an den rechtlichen Unsicherhei-
ten, die viele Personalstellen bei der Ausstellung von Kurzzeitarbeitsver-
trägen sehen. 

Zum anderen ergeben sich in der Wissenschaft Anschlussoptionen 
nicht immer direkt nach dem Auslaufen des einen Vertrages. In vielen Fäl-
len sind Anträge gestellt, teilweise bewilligt, aber der Beginn eines neuen 
Projekts verzögert sich oder eine andere Stelle wird erst in einigen Mona-
ten frei. Auch in solchen Konstellationen braucht es die Möglichkeit, kurz-
fristige Übergangsverträge rechtssicher abzuschließen. Denn in beiden 
geschilderten Konstellationen ist Arbeitslosigkeit bzw. der Weggang von 
der Hochschule vielfach die Alternative für die Beschäftigten. Die Rah-
menbedingungen für die Nutzung der Überbrückungs- und Anschlussver-
träge sollten aber möglichst konkret benannt sein, um Missbrauch vorzu-
beugen. 
 
Konkretisierung Qualifizierungsbegriff 
Die Konkretisierung des Qualifizierungsbegriffs stellt eine zweite weitge-
hend konsensuale Handlungsempfehlung dar. Die Befragungsergebnisse 
zeigen, dass die Hochschulen bisher sehr unterschiedlich mit dem Begriff 
umgehen. Dabei erscheint vor allem die zweite Qualifizierungsphase als 
problematisch. Hier dominieren vielfältige Qualifizierungsziele, da vielfach 
die kulturellen Vorstellungen der Post-Doc-Phase (Vorbereitung auf die 
Professur) und die reale Arbeitsteiligkeit an den Lehrstühlen und Instituten 
auseinanderfallen. Ein Ansatz bestünde hier in einer stärkeren Ausdiffe-
renzierung von Personalkategorien in den Landeshochschulgesetzen in 
Verbindung mit der Erstellung von Dauerstellenkonzepten auf der Hoch-
schulebene. 
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Ziel sollte es dabei sein, mehr dauerhafte Stellenoptionen in einer Ein-
heit von Forschung und Lehre zu schaffen. Denn den Ergebnissen beider 
Studien nach ist anzunehmen, dass es eine Vielzahl an Aufgaben an den 
Lehrstühlen (Lehre, Drittmittelakquise, Projektmanagement, Forschung) 
gibt, die de facto Daueraufgaben sind und nicht auf professoraler Ebene, 
sondern durch Doktorand:innen und Post-Docs erledigt werden. Diese 
Realität sollte sich auch in der Governance der Arbeit in der Wissenschaft 
stärker widerspiegeln. 
 
Klärung des Verhältnisses von § 2 Abs. 1 zu § 2 Abs. 2 WissZeitVG 
Sowohl diese Untersuchung als auch die Studien von Böhme (2022) und 
Gassmann (2020) haben das Spannungsverhältnis der Qualifizierungs-
befristung nach § 2 Abs. 1 WissZeitVG und der Drittmittelbefristung nach 
§ 2 Abs. 2 WissZeitVG thematisiert. Die im WissZeitVG vorgenommene 
klare Trennung zwischen beiden Befristungsarten ist in der Praxis der 
Hochschulen in vielen Bereichen nicht mehr so feststellbar. Da zuneh-
mend vor allem an Universitäten auch in Drittmittelprojekten die Qualifi-
zierungsbefristung zum Einsatz kommt bzw. die Drittmittelbefristung 
durch hohe Auflagen nur noch begrenzt einsetzbar ist, ergibt sich hier 
sehr deutlicher Reformbedarf. 

Die vielfach gewünschte rechtliche Absicherung einer dauerhaften 
Drittmittelbefristung erscheint jedoch vor dem Hintergrund der Rechtspre-
chung des Bundesarbeitsgerichts wenig Erfolg versprechend. Insofern er-
geben sich hieraus drei Implikationen: 
• Wenn auch in Drittmittelprojekten zunehmend die Qualifizierungsbe-

fristung zum Einsatz kommt, dann müsste sich die Drittmittelforschung 
auch stärker in einer Weiterentwicklung des Qualifizierungsbegriffs 
wiederfinden. Die Rechtsinterpretation einiger Hochschulen sieht bis-
her vor allem kürzere Projekte nicht durch den Qualifizierungsbegriff 
gedeckt und gerade bei regionalen Mittelgeber:innen sind dreijährige 
Forschungsprojekte eher die Ausnahme. 

• Zudem ergibt sich durch die Nutzung des § 2 Abs. 1 WissZeitVG für 
Drittmittelprojekte die Frage der Finanzierung der Verlängerungsoptio-
nen bei Krankheit oder Elternzeit. Dieser Aspekt sollte bundesweit ein-
heitlich geregelt werden. Dabei könnten sowohl die Mittelgeber:innen 
(z. B. Regelfall der kostenneutralen Verlängerung) oder die Hochschu-
len (Absicherungsfonds) entsprechende Beiträge leisten. 

• Wenn dauerhafte Drittmittelbefristungen eher unwahrscheinlich sind, 
dann erscheint die Entfristung mit anschließender Refinanzierung 
durch laufende Drittmittel eine geeignete Option zu sein, eine Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen und damit auch Attraktivierung des Be-
rufsbilds mit den Flexibilitätsanforderungen aufseiten der Hochschulen 
und einem langfristigen Expertisenaufbau zu verbinden. Hierfür müss-
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ten im Rahmen einer Weiterentwicklung der rechtlichen Regularien al-
lerdings einige Anpassungen erfolgen.  
Erstens müssten es alle Drittmittelgeber:innen akzeptieren, wenn ihre 
Mittel zur Refinanzierung eingesetzt werden. Dafür könnten entspre-
chende Bescheinigungen der Hochschulen entwickelt werden, dass 
bestimmte Mitarbeiter:innen zwar entfristet wurden, aber nicht durch 
Haushaltsmittel finanziert sind – und daher auch keine Daueraufgaben 
übernehmen.  
Zweitens müssten auf der Landesebene in den jeweiligen Landes-
hochschulgesetzen und Landeshaushaltsordnungen bestimmte Vo-
raussetzungen geschaffen werden, die eine Entfristung auf der Basis 
von Drittmitteln – auch ohne dauerhafte Haushaltsdeckung – ermögli-
chen. Eine Budgetierung der Hochschulen und eine stärkere Hoch-
schulautonomie könnten vermutlich dabei helfen, mehr Handlungs-
spielräume der Hochschulen für Entfristungen von wissenschaftlichen 
Mitarbeiter:innen in der Drittmittelforschung zu schaffen.  
Drittens braucht es für diesen Weg aber Instrumente zur finanziellen 
Absicherung. Wenige Hochschulen bzw. einige Institute haben hier be-
reits Erfahrungen mit Refinanzierungsfonds, um Mittelausfälle bei ent-
fristetem Personal zu kompensieren. Zu prüfen wäre, inwieweit solche 
Instrumente auch rechtlich stärker abgesichert und flächendeckend 
etabliert werden können. 
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